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Vorwort.
Das Buch will der Praxis bienen. Im Laufe der Zeit 

sind die auf dem Gebiete des Gesundheitswesens bestehen­
den Rechts- und Berwaltungsvorschristen immer schwerer 
übersehbar geworden. Seit der Machtergreifung ist auf ver­
schiedenen Gebieten eine große Zahl von Vorschriften 
ergangen. Neben dem grundsätzlich Neuen, das der 
Nationalsozialismus aufgebaut hat, ist aber vieles 
Mte erhalten geblieben. Wichtige Gesetze, die vor einem 
halben Jahrhundert ergangen sind, stehen noch in Kraft 
und sind in mancherlei Hinsicht geändert und ergänzt 
worden. Groß ist schließlich auch die Zahl der Verwal­
tungsvorschriften, deren Kenntnis für die Praxis uner­
läßlich ist. So ist es für den, der auf dem Gebiete des 
Gesundheitswesens tätig ist, ost nur in zeitraubender Arbeit 
möglich, sich über den derzeitigen Rechtszustand zu unter­
richten. Diesen Schwierigkeiten will das Buch durch eine 
Zusammenstellung der geltenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschristen abhelsen.

Bei der Fülle des Stoffes mußte eine Auswahl ge­
troffen werden. Das konnte aber ohne Schaden in der 
Sache geschehen. Die Auswahl ist unter dem Gesichts­
punkt vorgenommen worden, wem das Buch zu dienen 
bestimmt ist. Sondergebiete, die nur bestimmte Personen­
kreise interessieren, wie z. B. Unfallverhütung, Gewerbe- 
und Arbeitsrecht, Sozialversicherung, Jugendwohlfahrt,
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Eisenbahn- und Schiffsverkehr, internationale Verein­
barungen sind fortgelassen worden. Auf den übrigen 
Gebieten ist aber möglichste Vollständigkeit in dem Sinne 
erstrebt worden, daß jedenfalls alle wichtigeren Bestim­
mungen gebracht werden. Dabei haben die Berfaffer be­
sonderen Wert auf die Zusammenstellung der gerade für 
die Praxis wichtigen Berwaltungsvorschristen gelegt.

ES haben bearbeitet:

Goetze: 3. Teil Unterabschnitt I, 5. Teil;

Meeske: 1. Teil, 2. Teil, 3. Teil Unterabschnitte 
II, III, 4. Teil.

Möge das Buch seine Aufgabe, der Praxis ein Helfer 
zu sein, erfüllen.

Die Verfasser.
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Erster Teil.

Gesundheitswesen im allgemeine».
I. Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheits­

wesens.
Vom 3. Juli 1934 (RGBl. I 5. 531). 

(Auszug.) 
§ 1. Zur einheitlichen Durchführung des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes sind in den Stadt- und Landkreisen in Anlehnung 
an die untere Verwaltungsbehörde Gesundheitsämter ein­
zurichten.
§ 2. Leiter des Gesundheitsamtes ist ein staatlicher Amtsarzt. 
Seine Stellung wird durch eine Dienstordnung bestimmt, die der 
Reichsminister des Innern erläßt; im übrigen bleibt bis zur 
anderweitigen Regelung die bestehende Landesgesetzgebung in 
Kraft.
§ 3. (1) Den Gesundheitsämtern liegt ob:

T. Die Durchführung der ärztlichen Aufgaben:
a) der Gesundheitspolizei,
b) der Erb- und Rassenpflege einschließlich der Eheberatung,
c) der gesundheitlichen Bolksbelehrung,
d) der Schulgesundheitspflege,
e) der Mütter- und Kinderberatung,
f) der Fürsorge für Tuberkulöse, für Geschlechtskranke, 

körperlich Behinderte, Sieche und Süchtige:
II. die ärztliche Mitwirkung bei Maßnahmen zur Förderung 

der Körperpflege und Leibesübungen;
III. die amts-, gerichts- und vertrauensärztliche Tätigkeit, soweit 

sie durch Landesrecht den Amtsärzten übertragen ist.
(2) Weitere vertrauensärztliche Tätigkeit, besonders auf dem 

Gebiete der Sozialversicherung, können die Gesundheitsämter 
auf Grund besonderer Regelung übernehmen. 

Goetze-Meerke, «esundbett-wesen
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(3) Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten, Heime der 
geschlossenen und halbgeschlossenen Fürsorge, Kur- und Bade­
anstalten und ähnliche Einrichtungen bleiben in der Verwaltung 
der bisherigen Träger. 
§ 4. (1) Die Gesundheitsämter sind staatliche Einrichtungen- 
Die Stadt- und Landkreise tragen zu den Kosten der Unter­
haltung und Einrichtung nach Bedürfnis und Leistungsfähigkeit 
bei.

(2) An Stelle staatlicher Gesundheitsämter können Einrich­
tungen der Stadt- und Landkreise als Gesundheitsämter im 
Sinne des § 1 anerkannt werden. In diesem Falle bleiben die 
Stadt- und Landkreise Kostenträger; sie erhalten vom Staat 
einen Zuschuß für den entstehenden Mehraufwand.

(3) Das Nähere regeln die Ausführungsbestimmungen.
§ 5. (1) Auch der Leiter eines Gesundheitsamts nach § 4 Abs. 2 
ist ein staatlicher Amtsarzt. Der Reichsminister des Innern kann 
Ausnahmen hiervon zulassen.

(2) Bei der Ernennung des staatlichen Amtsarztes ist die 
Gemeinde oder der Gemeindeverband zu hören.

(3) Tie bisherigen ärztlichen Leiter dieser Gesundheitsämter 
sind in den Staatsdienst zu übernehmen, wenn sie eine den 
Amtsärzten gleichwertige Ausbildung nachweisen oder sich in 
der Leitung eines Gesundheitsamtes hinreichend bewährt haben. 
§ 6. In Stadt- und Landkreisen, deren Einrichtungen nach § 4 
Abs. 2 als Gesundheitsämter im Sinne des § 1 anerkannt worden 
sind, kann die Anerkennung widerrufen werden, wenn sie die 
ihnen durch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben nicht ordnungs­
gemäß erfüllen.
§ 7. Die Gesundheitsämter erheben Gebühren nach einer vom 
Reichsminister des Innern zu erlassenden Gebührenordnung?) 
§ 10. Die zur Ausführung und Ergänzung dieses Gesetzes er­
forderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erläßt der 
Reichsminister des Innern, soweit finanzielle Auswirkungen in 

‘) Vv. llver die Sebayrenerhedung der Gesundheitsämter v. 31. März 
les» csravl. r. <8i).



2. Erste Durchfühningsverordnung zum Gesetz usw. 3

Frage kommen, im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Finanzen. Der Reichsminister des Innern kann ferner im Ein­
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen für die Über­
gangszeit von diesem Gesetz abweichende Bestimmungen er­
lassen. Die obersten Landesbehörden werden ermächtigt, im 
Verordnungswege Vorschriften des Landesrechts an den durch 
dieses Gesetz geschaffenen Rechtszustand anzugleichen. 
§ 11. Dieses Gesetz tritt am 1. April 1935 in Kraft. Ter Reichs­
minister des Innern ist ermächtigt, die zur Durchführung des 
Gesetzes erforderlichen Maßnahmen schon vor diesem Zeitpunkt 
zu treffen.

2. Erste Durchführuugsverordmmg rum Gesetz über die 
Vereinheitlichung deS SesunoheitSwesenS.

Bom 6. Februar 1935 (RGBl. I S. 177).

(Auszug.)

Aufgabengebiet der Gesundheitsämter. 

§ 4. (1) Das Gesetz überträgt im § 3 Abs. 1 Nr. I den Gesund­
heitsämtern die ärztlichen Ausgaben auf den dort bezeichneten 
Gebieten. Den Gesundheitsämtern liegt danach nur die ärztliche 
Feststellung und die Begutachtung ob, wie etwaige gesundheit­
liche Gefahren oder Mißstände zu beheben oder sonst Maß­
nahmen zur Förderung der Volksgesundheit zu treffen sind. Die 
Durchführung der von ihnen vorgeschlagenen Maßnahmen ver- 
bleibt denjenigen Stellen, die bisher dazu verpflichtet waren 
oder sie freiwillig übernommen hatten. Danach ist insbesondere 
die wirtschaftliche Fürsorge keine Ausgabe der Gesundheits­
ämter. Diese haben aber die ärztlichen Maßnahmen bei der 
nachgehenden gesundheitlichen Fürsorge im Rahmen der 
Familienfürsorge durchzuführen. Darüber hinaus kann in einem 
kleinen Bezirk ein Kreis freiwillig und widerruflich mit Genehmi­
gung der obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten 
Behörde dem Gesundheitsamt auch die auf Grund ärztlicher 
Feststellung vorzuschlagenden Maßnahmen zur Durchführung



4 Erster leit Gesundheitswesen im allgemeinen.

im Wege wirtschaftlicher Fürsorge übertragen und ihm hierfür 
Haushaltsmittel zur Verfügung stellen.

(2) Gesundheitsämter, welche die ihnen übertragenen ärzt­
lichen Aufgaben nicht sogleich auf allen im $ 3 Abs. 1 Nr. I dbisk 
und Nr. II bezeichneten Gebieten im vollen Umfange durch- 
führen können, müssen jedenfalls fortsetzen, was bisher auf diesen 
Gebieten in ärztlicher Hinsicht von den örtlichen staatlichen oder 
kommunalen Stellen geleistet worden ist. Vorhandene Ein­
richtungen sollen bestehen bleiben. Der Ausbau hat dann all- 
mählich nach den verfügbaren Mtteln stattzufinden. Dabei sind 
diejenigen Gebiete in erster Linie zu berücksichtigen, bei denen ein 
Ausbau nach den örtlichen Verhältnissen vordringlich ist.

(3) Zu § 3 la. Das Gesundheitsamt ist ärztlicher Berater der 
Gesundheitspolizeibehörde. Es hat besonders bei der Bekämp­
fung der übertragbaren Krankheiten durch Ermittelungen über 
Art, Stand und Ursache der Krankheit mitzuwirken und der 
Gesundheitspolizeibehörde die zur Verhütung der Weiterverbrei­
tung der Krankheiten erforderlichen Maßnahmen zu bezeichnen. 
Ihm liegen auch die ärztlichen Ausgaben auf dem Gebiete der 
Lebensrnittel- und Gewerbepolizei ob, soweit nicht den Ge­
werbepolizeibehörden für bestimmte Aufgaben besondere ärzt­
liche Staatsbeamte als Berater beigegeben sind.

(4)Zu § 3 Id: Das Gesundheitsamt hat die natürliche Be­
völkerungsbewegung in seinem Bezirk zu verfolgen, das wert­
volle Erbgut in unserem Volke zu pflegen und hieraus insbeson­
dere bei der Eheberatung zu achten. Es hat die im Gesetz zur Ver­
hütung erbkranken Nachwuchses dem beamteten Arzt übertrage­
nen Aufgaben zu erfüllen und bei der Bekämpfung des Ge­
burtenrückganges nachdrücklich mitzuwirken.

(5) Zu § 3 le: Die gesundheitliche Volksbelehrung, durch die 
allgemein anerkannte Grundsätze auf dem Gebiete des Gesund­
heitswesens und der Ecblehre und Rassenpflege Gemeingut der 
Bevölkerung werden sollen, ist vom Gesundheitsamt im engen 
Einvernehmen mit den die gleichen Ziele verfolgenden Organi­
sationen der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
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durchzuführen. Eine Unterstützung durch die sreipraktizierenden 
Ärzte ist anzustreben.

(6) Zu §316: Die Schulgesundheitspflege, in der jedes Schul­
kind vorsorglich hinsichtlich seiner körperlichen und geistigen Ge­
sundheit laufend überwacht werden soll, ist im Gesundheitsamt 
zusammenzufassen. Zu ihrer Durchführung kann das Gesund­
heitsamt auch andere Ärzte als Schulärzte heranziehen. Diese 
sollen ebenso wie das Gesundheitsamt den Erziehungsberechtig­
ten in Fragen, welche die gesundheitliche Entwicklung eines Kindes 
betreffen, für eine ärztliche Beratung zur Verfügung stehen. 
Ärztliche Behandlung in der Schulgesundheitspflege ist nicht 
Aufgabe des Gesundheitsamts.

(7) Zu § 3 le: Das Gesundheitsamt hat die Mütter während 
der Schwangerschaft und des Wochenbetts in gesundheitlichen 
Fragen zu beraten. Ferner hat es den Gesundheitszustand der 
Säuglinge und Kleinkinder zu überwachen und den Müttern 
Anleitung für eine gesunde Aufzucht der Kinder zu geben.

(8) Zu 8 31k: Die ärztlichen Ausgaben des Gesundheitsamts 
auf dem Fürsorgegebiet der Tuberkulose beschränken sich auf 
Maßnahmen zur Ermittelung Tuberkulosekranker und im Einzel­
fall auf die Feststellung, welcher Art die Erkrankung ist und welche 
Maßnahmen zur Verhütung ihrer Weiterverbreitung erforder­
lich sind, ferner aus Vorschläge für die Durchführung eines Heil­
planes und schließlich auf die Anregung etwa in Bettacht kom­
mender wirtschaftlicher Hilfsmaßnahmen für den Kranken. Die 
Entscheidung über die Durchführung der Maßnahmen und die 
Durchführung selbst gehören zu der den Gesundheitsämtern 
gesetzlich nicht obliegenden wirtschaftlichen Fürsorge.

(9) Bei der Bekämpfung der Geschlechtsttankheiten ist das 
Gesundheitsamt der ärztliche Berater der Gesundheitsbehörde 
im Sinne des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrank­
heiten vom 18. Februar 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 61). Eine Heil­
behandlung Geschlechtskanker findet im Gesundheitsamt nicht 
statt.

(10) Auf dem Gebiet der Krüppelfürsorge hat das Gesund­
heitsamt einen Heilplan festzulegen und an die Stelle weiter-
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zuleiten, die über die Durchführung deS Planes zu entschei­
den hat.

(11) Die Mitwirkung des Gesundheitsamts bei der Fürsorge 
für Sieche umfaßt die Feststellung des Gebrechens und die 
Äußerung, ob die Unterbringung des Siechen in einer geeigneten 
Pflegestelle angezeigt ist.

(12) Den Kampf gegen die Rauschgiftsucht, besonders gegen 
den Alkoholmißbrauch, hat das Gesundheitsamt dadurch zu 
unterstützen, daß es den Verbänden, die sich mit der Fürsorge für 
Süchtige befassen, die ärztlich-wissenschaftlichen Grundlagen für 
ihre Fürsorgemaßnahmen gibt.

(13) Die Einrichtung und Unterhaltung von Fürsorge- und 
Beratungsstellen aus den im §3 Abs. 1 Nr. I des Gesetzes unter f 
angegebenen Fürsorgegebieten gehört zu den Aufgaben des 
Gesundheitsamts, wenn bei diesen Stellen der Schwerpunkt 
der Tätigkeit in der ärztlichen Beratung und Untersuchung liegt. 
Mit anderen Fürsorge- oder Beratungsstellen hat das Gesund­
heitsamt eng zusammenzuarbeiten.

(14) Wo es die örtlichen Verhältnisse erfordern, können für 
ein einzelnes Gesundheitsgebiet einem Gesundheitsamt die 
ärztlichen Aufgaben mehrerer Gesundheitsämter übertragen 
werden. Für die Übertragung ist die gemeinsame Aufsichts­
behörde zuständig. Mit ihrer Genehmigung können auch Für­
sorge- und Beratungsstellen für mehrere Gesundheitsämter ge­
meinschaftlich eingerichtet und unterhalten werden.
§ L. Zur Förderung der Körperpflege und Leibesübungen (§ 3 
Abs. 1 Nr. II des Gesetzes) hat das Gesundheitsamt durch ärzt­
lichen Rat mitzuwirken, wie gesundheitliche Schädigungen der 
dabei Beteiligten vermieden werden können; gegebenenfalls 
sind von ihm Veranstaltungen auf den bezeichneten Gebieten 
ärztlich zu überwachen.
§ <. In größeren Gesundheitsämtern kann die Bearbeitung ein­
zelner Aufgabengebiete, z. B. die der Erb- und Rassenpslege 
einschließlich der Eheberatung und die der ärztlichen Mitwirkung 
bei Maßnahmen zur Förderung der Körperpflege und Leibes­
übungen, besonders zusammengefaßt werden.
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§ 7. (1) Ter Übergang amts-, gerichts- und vertrauensärztlicher 
Tätigkeit auf die Gesundheitsämter (§ 3 Abs. 1 Nr. III des Ge- 
setzes) läßt Art und Umfang der einzelnen Tätigkeit unverändert. 
Er umfaßt die gerichtsärztliche Tätigkeit auch solcher Ärzte, die 
bisher von einem Lande nur für diese Tätigkeit angestellt waren. 
Die Befugnis zur Wahrnehmung gerichtsärztlicher Tätigkeit 
bestimmt sich bis zu einer reichsrechtlichen Regelung nach Landes» 
recht.

(2) Die Dienstordnung (§ 10) regelt, welche Behörde die Ge­
nehmigung zur Übernahme vertrauensärztlicher Tätigkeit erteilt. 

§ 8. Zu den Anstalten und Einrichtungen, die nach $ 3 Abs. 3 
des Gesetzes in der Verwaltung der bisherigen Träger ver­
bleiben, gehören auch Medizinal- und bakteriologische Unter­
suchungsstellen sowie Lebensmitteluntersuchungsstellen.
8 I. Auf den durch § 3 des Gesetzes den Gesundheitsämtern 
übertragenen Gebieten haben sich kreisangehörige Gemeinden 
(Gemeindeverbände) jeder eigenen Tätigkeit zu enthalten.

8 10. Die Durchführung der nach z 3 des Gesetzes den Gesund­
heitsämtern obliegenden Ausgaben wird in der Dienstordnung 
(8 2 des Gesetzes) näher geregelt.

Staatliche Gesundheitsämter.

8 10. (1) Die staatlichen Gesundheitsämter üben ihre Tätigkeit 
in Anlehnung an die untere Verwaltungsbehörde aus und haben 
ihre Aufgaben in steter Fühlungnahme und enger Zusammen­
arbeit mit dieser Behörde durchzuführen.

(2) Die untere Verwaltungsbehörde hat den Amtsarzt an 
allen Angelegenheiten zu beteiligen, die für die Durchführung der 
Aufgaben des Gesundheitsamts von Bedeutung sind oder von 
Bedeutung werden können. Der Amtsarzt ist zu Sitzungen, in 
denen solche Angelegenheiten erörtert werden, von der unteren 
Verwaltungsbehörde in gleicher Weise hinzuzuziehen, wie ein 
Beamter des Gemeindeverbandes (Stadtkreises) in leitender 
Stellung. Er hat in den Sitzungen beratende Stimme.

(3) Näheres regelt die Dienstordnung.
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Kommunale Gesundheitsämter. 
§ 20. (1) Einrichtungen eines Stadt- oder eines Landkreises 
können als Gesundheitsamt anerkannt werden (§ 4 Abs. 2 des 
Gesetzes), wenn sie schon bisher die ärztlichen Aufgaben auf den 
im § 3 Abs. 1 Nrn. I und II des Gesetzes angegebenen Gebieten 
allein oder im Zusammenwirken mit anderen Einrichtungen des 
Kreises erfüllt haben. Dabei ist es unerheblich, wenn ihre Tätig­
keit aus einzelnen dieser Gebiete noch nicht voll ausgebaut war. 
Sie müssen jedoch für die Übernahme dieser Aufgaben nach ihrem 
Personalbestand und ihrer räumlichen und sonstigen Ausgestal­
tung geeignet und ihr Weiterbestehen muß finanziell gesichert 
sein. Die Kosten dieser Einrichtung sind im Haushalt in Einnahme 
und Ausgabe abgesondert zu behandeln.

(2) Die Anerkennung und ihr Widerruf (§ 6 des Gesetzes) erfolgt 
nach Anhören der obersten Landesbehörde durch den Reichs­
minister des Innern.

§ 21. Eine als Gesundheitsamt anerkannte kommunale Ein­
richtung erledigt die ihr obliegenden amtlichen Aufgaben als 
Austragsangelegenheiten.
§ 22. (1) Ter staatliche Amtsarzt eines kommunalen Gesund­
heitsamts hat den aus die Durchführung der Ausgaben des Ge­
sundheitsamts bezüglichen Weisungen des Leiters des Kreises 
Folge zu leisten. Er untersteht jedoch nicht dessen Dienststrafgewalt. 

(2) Der § 19 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

3. Zweite Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens. 

(Dienstordnung — Allgemeiner Teil.)

Pom 22. Februar 1935 (RGBl. I S. 215). 

(Auszug.)
Abschnitt 1

Aufgaben und Stellung des Gesundheitsamtes. 

§ 1. Das Gesundheitsamt hat die ihm gesetzlich obliegenden 
Aufgaben nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten durchzuführen.
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Es hat insbesondere
1. die gesundheitlichen Verhältnisse des Bezirkes zu beobachten;
2. die Durchführung der Gesundheitsgesetzgebung zu über­

wachen;
3. sich auf Erfordern der zuständigen Behörden in Angelegen­

heiten des Gesundheitswesens gutachtlich zu äußern und 
ihnen Vorschläge zur Abstellung von Mängeln und zur 
Förderung der Volksgesundheit zu unterbreiten;

4. die für die Durchführung der Erb- und Rassenpslege und 
der gesundheitlichen Für- und Vorsorge erforderlichen 
Untersuchungen und Feststellungen vorzunehmen;

5. amtliche Zeugnisse in allen Fällen auszustellen, in denen 
die Beibringung eines amtsärztlichen Zeugnisses vor­

geschrieben ist.
§ 2. Das Gesundheitsamt muß sich über den Gesundheitszustand 
in seinem Bezirke, insbesondere über die klimatischen, Boden-, 
Luft-, Trinkwasser-, Wohnungs-, Erwerbs- und sonstigen Lebens­
verhältnisse der Bevölkerung laufend unterrichten. Die Ärzte des 
Gesundheitsamtes sollen jede Gelegenheit benutzen, die ein­
schlägigen örtlichen Verhältnisse zu erkunden, dabei Vorurteile 
und Unwissenheit zu bekämpfen und das Interesse für die Ge­
sundheitspflege zu heben.
§ 3. Verstöße gegen die Vorschriften der Gesundheitsgesetz­
gebung hat das Gesundheitsamt zur Kenntnis der zuständigen 
Behörden zu bringen. Bei Unregelmäßigkeiten von geringerer 
Bedeutung soll es selbst durch Vorstellungen und Ratschläge 
Abhilfe anstreben.
§ 4. (1) Die Ärzte deS Gesundheitsamtes dürfen zum Zwecke der 
amtlichen Besichtigung alle der Aufsicht des Gesundheitsamtes 
unterstellten Anstalten, Anlagen, Räume und Örtlichkeiten 
betreten.

(2) Sie führen eine von der Aufsichtsbehörde ausgestellte 
Ausweiskarte.

(3) Von Besichtigungen, die im gesundheitspolizeilichen Inter­
esse stattsinden, ist die Ortspolizeibehörde rechtzeitig zu benach­
richtigen, wenn ihre Mitwirkung angezeigt ist.
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(4) Der Leiter eines kommunalen Gesundheitsamtes hat dem 
Leiter des Kreises einen Bericht über das Ergebnis derjenigen 
Besichtigungen zu erstatten, bei denen es sich um Anstalten oder 
Anlagen des Kreises handelt. Der Leiter des Kreises hat eine 
Abschrift des Berichtes der Aufsichtsbehörde zur Kenntnisnahme 
einzureichen.

8 6. Vorschläge zur Abstellung von Mßständen dürfen nicht über 
das Maß des tatsächlichen Bedürfnisses hinausgehen. Dieses Maß 
ist unter Berücksichtigung der praktischen Erfahrung festzustellen 
und soll den finanziellen Mitteln Rechnung tragen. Finden die 
Vorschläge keine Beachtung, so ist die Angelegenheit der Auf­
sichtsbehörde zu unterbreiten.

§ s. (1) In allen Zweigen der Gesundheitsfür, und -Vorsorge 
sind die Grundsätze der Erb- und Rassenpflege zu beachten. 
Dabei ist aus die Beseitigung gesundheitlicher Gefahrenquellen 
in der Umwelt Gewicht zu legen.

(2) Die beim Gesundheitsamt beschäftigten Gesundheits­
pflegerinnen haben durch Hausbesuche und Hilfe in den Be­
ratungsstunden die Ermittlungen und Feststellungen zu unter­
stützen und beratend einzugreifen. Sie können, ebenso wie das 
übrige ärztliche Hilfspersonal, nebenher zu Büroarbeiten des 
Gesundheitsamtes herangezogen werden.

8 7. (1) Das Gesundheitsamt hat sicherzustellen, daß die für 
seine Ermittlungen und Feststellungen erforderlichen Physi­
kalischen, chemischen und mikroskopischen Untersuchungen zweck­
mäßig ausgeführt werden können.

(2) Alle Ämter müssen in der Lage sein, hierbei diejenigen 
Untersuchungen, welche ein Laboratorium nicht erfordern, selbst 
auszuführen; schwierigere Untersuchungen können sie auf Grund 
von Verttägen mit Kranken- und Untersuchungsanstalten ander­
wärts vornehmen lassen. Doch sollen größere Ämter für ihre 
Untersuchungen nach Möglichkeit ein eigenes Laboratorium 
haben und eine eigene Röntgenuntersuchungsstelle bereitstellen.

(3) Anstalten, die im Besitz der öfsenllichen Hand sind, sind 
verpflichtet, sich im Rahmen ihrer Ausstattung den Gesund-
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heitsämtern zu Untersuchungen gegen eine angemessene Ver­
gütung zur Verfügung zu stellen. Der Reichsminister des Innern 
kann die Vergütungen tariflich regeln.
5 8. Die staatlichen Gesundheitsämter sind derjenigen Behörde 
unterstellt, die die Stadt- und Landkreise (§ 2 der Ersten Durch­
führungsverordnung) beaufsichtigt. Die Stellung des staatlichen 
Amtsarztes als Leiter eines kommunalen Gesundheitsamtes 
regelt sich nach § 22 Abs. 1 der Ersten Durchführungsverordnung, 
die des Kommunalarztes als Leiter eines kommunalen Gesund­
heitsamtes nach der Deutschen Gemeindeordnung. 
§ 12. (1) Aufträge erhält das Gesundheitsamt durch die vor- 
gesetzte Dienstbehörde, soweit im nachstehenden nichts anderes 
bestimmt ist.

(2) Das staatliche Gesundheitsamt hat Ersuchen des Leiters 
des Kreises (§ 2 der Ersten Durchführungsverordnung) in An­
gelegenheiten des Gesundheitswesens zu befolgen.

(3) Der Reichsminister des Innern bestimmt, welche Behörden 
oder Dienststellen Gesundheitszeugnisse vom Gesundheitsamt 
unmittelbar anfordern können.
§ 13. (1) Das staatliche Gesundheitsamt hat Berichte, die es in 
Angelegenheiten des Gesundheitswesens seiner vorgesetzten 
Dienstbehörde erstattet, durch die Hand des Leiters des Kreises 
einzureichen. Berichtet dieser seiner vorgesetzten Dienstbehörde 
über gesundheitliche Angelegenheiten des Kreises, so hat er den 
Bericht vorher dem Gesundheitsamt zur Kenntnis zu geben 
und eine etwa abweichende Stellungnahme dieses Amtes seinem 
Berichte beizufügen.

(2) Hält der Leiter des Kreises eine Maßnahme des Gesund­
heitsamtes mit den Belangen der allgemeinen Verwaltung 
nicht für vereinbar, so hat er, falls sich ein Einvernehmen nicht 
herstellen läßt, die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. 
Ist dies wegen Gefahr im Verzüge nicht möglich, so ist der 
Leiter des Kreises befugt, einstweilige Anordnungen zu treffen.

(3) Der Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung, wenn 
das Gesundheitsamt eine Einrichtung des Kreises ist und der 
Leiter des Kreises der Aufsichtsbehörde berichtet.
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§ 14. In allen Fragen, in denen sich die gegenseitigen Arbeits­
gebiete berühren, hat das Gesundheitsamt mit den Kreis- und 
Gemeindebehörden enge Fühlung zu halten. Diese können das 
Gesundheitsamt unmittelbar um gutachtliche Äußerungen er­
suchen. Das Gesundheitsamt soll von ihnen zu örtlichen Be- 
sichtigungen, bei denen gesundheitliche Verhältnisse geprüft 
werden, eingeladen werden und sie seinerseits zu solchen ein­
laden. 

§ 15. (1) Die Ortspolizeibehörden können an das Gesundheits­
amt unmittelbare Ersuchen richten.

(2) Die Ortspolizeibehörden sind verpflichtet, das Gesund­
heitsamt bei seiner Amtstätigkeit zu unterstützen, seine Vor­
schläge zur Abstellung von gesundheitlichen Mängeln zu prüfen, 
um das Erforderliche anzuordnen. Sie haben dem Gesundheits­
amt mitzuteilen, was sie aus Grund seiner Vorschläge veranlaßt 
haben.

(3) Die Ortspolizeibehörden haben ferner das Gesundheits­
amt von allen wichtigen, das Gesundheitswesen des Bezirkes 
betreffenden Vorkommnissen zu unterrichten. Wenn nach Reichs­
oder Landesrecht die durch die Seuchengesetzgebung vorge­
schriebenen Anzeigen dem Gesundheitsamt unmittelbar zu­
gehen, so hat es so bald als möglich die Anzeige mit dem Ergebnis 
der Ermittlungen und mit seinen Vorschlägen an die Orts- 
Polizeibehörde weiterzugeben. Erhält die Ortspolizeibehörde aus 
andere Weise vom Ausbruch einer übertragbaren oder der 
Anzeigepflicht unterliegenden Krankheit Kenntnis, so ist das 
Gesundheitsamt hiervon zu benachrichtigen.

(4) Bei Gefahr im Verzug kann das Gesundheitsamt die zur 
Verhütung, Feststellung, Abwehr und Unterdrückung einer über- 
tragbaren Krankheit erforderlichen vorläufigen Anordnungen 
treffen. Diesen Anordnungen ist Folge zu leisten.

(5) Die getroffenen vorläufigen Anordnungen sind den Be­
teiligten durch das Gesundheitsamt entweder zur Niederschrift 
oder durch schriftliche Verfügung zu eröffnen und der Orts­
polizei und der unteren Verwaltungsbehörde sofort mitzuteilen.
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Sie bleiben so lange in Kraft, bis von der zuständigen Behörde 
anderweitige Verfügung getroffen wird.

(6) Polizeiverordnungen der Orts- und Kreispolizeibehörden, 
die das Gesundheitswesen betreffen, sollen nur nach Anhörung 
des Gesundheitsamtes erlassen werden und sind nach dem Erlaß 
dem Gesundheitsamt mitzuteilen.
8 16. (1) Die oberen Bergbehörden sind berechtigt, Ersuchen in 
gesundheitlichen Angelegenheiten unmittelbar an das Gesund­
heitsamt zu richten.

(2) Die gesundheitliche Beaufsichtigung der Bergwerksbetriebe 
durch das Gesundheitsamt regeln die Oberbergämter mit der 
vorgesetzten Dienstbehörde des Gesundheitsamtes.

(3) Eine möglichst enge Zusammenarbeit der Gesundheits­
ämter mit den Bergrevierbeamten in Fragen des Gesundheits­
wesens ist sicherzustellen.

817. (1) Zwischen den Gerichten und den Gesundheits­
ämtern finbet ein unmittelbarer Schriftverkehr statt.

(2) Wenn das Gesundheitsamt von einem Gericht um ein 
Gutachten ersucht worden ist, so hat der Amtsarzt der vorgesetzten 
Dienstbehörde zu berichten, falls er glaubt, daß durch die Er­
stattung des Gutachtens dienstliche Belange gefährdet würden. 
Das gleiche gilt, wenn ein Arzt des Gesundheitsamtes von 
einem Gericht als Zeuge geladen ist.
8 18. Die Gesundheitsämter sollen bei der Erledigung ihrer 
Aufgaben mit den gesundheitlichen Einrichtungen der National­
sozialistischen Deutschen Arbeiterpartei eng zusammenarbeiten. 

8 Id. (1) Die Ärzte des Gesundheitsamtes sollen mit den übrigen 
Ärzten ihres Bezirkes und den ärztlichen Organisationen mög­
lichst nahe wissenschaftliche und berufliche Beziehungen unter­
halten.

(2) Bei amtlichen Ermittlungen und Feststellungen soll das 
Gesundheitsamt den behandelnden Arzt nach Möglichkeit be­
nachrichtigen.

(3) Bezüglich der Ermittlung und Feststellung von übertrag­
baren Krankheiten verbleibt es bei den gesetzlichen Vorschriften.
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§ 26. Für Privatpersonen darf das Gesundheitsamt amtliche 
Zeugnisse nur ausstellen, wenn die Begutachtung als Dienst­
aufgabe erklärt ist (§3 des Gesetzes).
§ 27. Die bei einem Gesundheitsamt beschäftigten nichtbe­
amteten Personen sind bezüglich aller Angelegenheiten, die 
ihnen durch ihre Tätigkeit bei dem Amt bekannt werden, zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten.
8 82. Der Geschäftsgang der Gesundheitsämter wird vom 
Reichsminister des Innern durch eine Dienstanweisung geregelt. 

4. Dritte Durchfühnmgsverordmmg zum Gesetz über die 
Bereinhettlichrmg deS Gesundheitswesens.

(Dienstordnung für die Gesundheitsämter — Besonderer Teil). 
Vom 30. März 1935 (RMBl. S. 327). 

Abschnitt I. 
Mediziualpersoueu.

81. (1) Das Gesundheitsamt führt Listen über diejenigen 
Personen, die in seinem Bezirk selbständig oder in abhängiger 
Stellung Behandlung, Pflege oder gesundheitliche Fürsorge 
am Menschen ausüben, die Leichenschau betätigen oder die 
Entkeimungen von Wohnungen und Gegenständen vornehmen. 
Die polizeilichen Meldelisten sind die Grundlage dieser Listen­
führung. Das Gesundheitsamt erhält von den An- und Ab­
meldungen rechtzeitig Kenntnis und ist verpflichtet, etwaige 
Ergänzungen anzufordern. Es prüft die Berechtigungsausweise 
und kann hierbei polizeiliche Hilfe in Anspruch nehmen.

(2) Für jede Berussart ist eine besondere Liste zu führen; 
die Führung als Kartei ist statthaft.

(3) Eine Nachweisung des Zu- und Abganges ist für Ärzte, 
Zahnärzte und Apotheker monatlich, für die übrigen Personen 
jährlich der staatlichen Aufsichtsbehörde vorzulegen.

(4) Für die An- und Abmeldung der Schifssärzte gelten bis 
zum Erlaß einer besonderen Verordnung die lande-rechtlichen 
Vorschriften.
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Ausübung des Heilgewerbes durch Personen ohne 
staatliche Anerkennung.

§ 2. (1) Tas Gesundheitsamt führt eine gesonderte Liste über 
diejenigen Personen, die ohne ärztliche Bestallung die Heil- 
künde am Menschen betreiben, und hat daraus zu achten, daß 
Personen ohne ärztliche Bestallung

1. sich nicht die Bezeichnung „Arzt" oder eine arztähnliche 
Bezeichnung zwecks Täuschung beilegen,

2. die Heilkunde nicht im Umherziehen oder gelegentlich von 
Vorträgen oder im Anschluß an solche ausüben (vgl. Ge­
werbeordnung § 56a Nr. 1; § 148 Nr. 7a) oder Arznei- 
und Geheimmittel feilbieten oder an andere käuflich über­
lassen (vgl. a. o. SD. §56 Nr. 9; § 148 Nr. 7a),

3. nicht Krankheiten behandeln, deren Behandlung gesetzlich 
den Ärzten vorbehalten ist, und

4. nicht verbotene öffentliche Anzeigen oder Ankündigungen 
ergehen lassen.

(2) Gesetzesverletzungen und Gesundheitsschädigungen sind 
der zuständigen Behörde anzuzeigen.

Abschnitt II.

Apothekenwesen.
Überwachungund Musterungdes Geschäftsbetriebs. 

8 8. (1) Das Gesundheitsamt beaufsichtigt den Geschäftsbetrieb 
in den selbständigen Apotheken (Vollapotheken), Zweigapothe- 
ken, Krankenhausapotheken (Dispensieranstalten) und ärztlichen 
Haus- (Hand-) Apotheken.

(2) Jährlich einmal werden die Apotheken des Bezirks von 
einem beamteten Arzt unvermutet besucht, wobei aus die 
Ordnung und Sauberkeit (auch in den Arzneibehältnissen) sowie 
auf die Beachtung der sonstigen gesetzlichen Vorschriften zu 
achten ist. Es ist festzustellen, ob anderes als das pharmazeutische 
Personal in der Apotheke mit pharmazeutischen Arbeiten, ins- 
besondere mit Anfertigung und Abgabe von ärztlichen Rezepten, 
beschäftigt wird.
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(3) Unregelmäßigkeiten des Geschäftsbetriebs, z. B. unbefugte 
Ausübung der Heilkunde, gesetzwidrige Abgabe von Geheim- 
Mitteln oder stark wirkenden Arzneimitteln, Überschreitungen 
des amtlichen Verzeichnisses der Arzneipreise (Arzneitaxe), Be­
trieb von nicht genehmigten Nebengeschäften, unbefugtes Halten 
von Prattikanten, sind der Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(4) Bei der Musterung der Apotheken hat der beamtete Arzt 
die vorschriftsmäßige Ausbildung der Praktikanten zu prüfen. 
Dies ist im Tagebuch der Praktikanten zu vermerken, über das 
Ergebnis ist eine Niederschrift zu fertigen, von der ein Abdruck 
in der Apotheke verbleibt, der zweite zu den Men des Gesund­
heitsamtes genommen wird.

Teilnahme an Apothekenbesichtigungen.
8 4. (l)Zu den Apothekenbesichttgungen, die im Aufttage der 
Aufsichtsbehörde vorgenommen werden, ist der Amtsarzt recht­
zeitig und verttaulich einzuladen; er nimmt teil, falls er nicht 
dienstlich verhindert ist.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann ausnahmsweise den Amtsarzt 
des Gesundheitsamtes mit der Berttetung ihres Medizinal­
referenten bei den Besichtigungen beaufttagen.

(3) Das Gesundheitsamt hat den Vollzug der aus Grund der 
Besichtigung ergangenen Bescheide und Anordnungen zu über­
wachen. Für die Apotheken am Sitz des Gesundheitsamtes ist 
hierbei die gesetzte Frist maßgebend; an auswärtigen Orten 
erfolgt die Überwachung gelegentlich, spätestens jedoch bei der 
nächsten Jahresmusterung.

(4) Die Berichte der Apothekenvorstände über die Erledigung 
der Besichtigungsbescheide sind unter Beifügung etwaiger Be­
merkungen vom Gesundheitsamt der Aufsichtsbehörde weiterzu­
leiten.

Apothekenvorstände. 
§ 6. (1) Die Apothekenvorstände haben Eingaben an die Auf­
sichtsbehörde beim Gesundheitsamt einzureichen. Dieses gibt 
sie unter Beifügung seiner Stellungnahme ohne Verzug weiter. 

(2) Das Gesundheitsamt wacht über die ordnungsmäßige
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Regelung der Stellvertretung eines abwesenden Apothekers. 
Deshalb ist der Apothekenvorstand verpflichtet, jede die Dauer 
von drei Tagen übersteigende Behinderung in der Leitung der 
Apotheke unter Benennung des Vertreters dem Gesundheitsamt 
rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Kann in besonderen Zöllen (5. B. plötzliche Erkrankung, 
Tod) die Vertretung auch mit Hilse des Gesundheitsamtes nicht 
ordnungsmäßig geregelt werden, so hat der Amtsarzt bei der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich die vorläufige Schließung der 
Apotheke zu beantragen.

Apothekerassistenten.
8 6. Das Gesundheitsamt wacht darüber, daß in den Apotheken 
nur solche Kandidaten der Pharmazie beschäftigt werden, welche 
die durch §§ 15 bis 45 der Llpothekerprüfungsordnung vom 
8. Dezember 1934 (Reichsministerialbl. S. 769) vorgeschriebene 
Prüfung bestanden haben, oder solche Assistenten, denen gemäß 
§§ 19 Abs. 2, 48 der Prüfungsordnung vor vollständig be­
standener Prüfung eine Genehmigung hierzu erteilt worden ist. 
Bis auf weiteres ist es nicht zu beanstanden, wenn Apotheker­
assistenten beschäftigt werden, die nach den Bestimmungen der 
Apothekerprüfungsordnung vom 18. Mai 1904 (Zentralbl. s. d. 
Deutsche Reich S. 150) die in den §§ 3 bis 15 dieser Prüfungs­
ordnung und ihrer Nachträge vorgesehene Vorprüfung bestanden 
haben, oder die aus Grund einer im Ausland abgelegten gleich­
artigen Prüfung ausnahmsweise zur Beschäftigung als Apo­
thekerassistenten zugelassen worden sind (vgl. Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 12. Februar 1902 — Zentralbl. s. d. 
Deutsche Reich S. 23). Handelt es sich um einen Kandidaten 
der Pharmazie, so ist daraus zu achten, daß das Zeugnis dem 
durch § 46 der Apothekerprüfungsordnung vom 8. Dezember 
1934 (Reichsministerialbl. S. 769) vorgeschriebenen Muster 
entspricht.

Apothekerpraktikanten.
8 7. (1) Das Gesundheitsamt hat dem, der als Praktikant in 
eine Lehrapotheke eintreten will, auf Grund der von ihm vorzu- 

Goetze Meeske, Gesundheitswesen. 2
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legenden Papiere (Zeugnis über die wissenschaftliche Bor- 
bildung, vgl. §6 Abs. la der Apothekerprüftmgsordmmg vom 
8. Dezember 1934 — Reichsministerialbl. S. 769 —, Zeugnis 
über die Wiederimpfung und selbstgeschriebener Lebenslaus) 
ein Zulassungszeugnis auszustellen, aus dem auch der Tag des 
Eintritts in die Lehrapotheke ersichtlich sein muß. Ohne dieses 
Zeugnis darf kein Apothekenvorstand einen Praktikanten an­
nehmen. Wechselt ein Prattikant die Ausbildungsstelle (vgl. § 6 
Abs. 1 Buchstabe b, Satz 7 der Apothekerprüfungsordnung vom 
8. Dezember 1934 — Reichsministerialbl. S. 769), so ist das 
Zulassungszeugnis von dem für die neue Ausbildungsstelle 
zuständigen Amtsärzte zu genehmigen. Bor der Genehmigung 
hat sich dieser das Abgangszeugnis der früheren Lehrapotheke, 
aus dem der Grund des Wechsels der Ausbildungsstelle ersicht­
lich sein muß, vorlegen zu lassen.

(2) Tas vom Apothekenvorstand bei Beendigung der Aus- 
bildungszeit auszustellende Zeugnis, das außer einem Urteil 
über Leistungen und Führung des Praktikanten auch eine An­
gabe über etwaige Unterbrechungen der Prakttkantenzeit (vgl. 
§ 6 Abs. 1 Buchstabe b, Satz 5 der Apothekerprüfungsordnung 
vom 8. Dezember 1934) enthalten muß, ist vom Amtsarzt 
hinsichtlich der Dauer der Ausbildung zu prüfen und amtlich zu 
bestätigen. Dasselbe gilt von dem bei einem Wechsel der Lehr­
apotheke auszustellenden Abgangszeugnis.

Prüfung des Personals für Krankenhausapotheken. 

§ 8. Im Auftrage der Aufsichtsbehörde hat der Amtsarzt in 
Gemeinschaft mit einem als zweites Mitglied der Prüfungs- 
kommission zuzuziehenden Apotheker Diakonissen und Mit­
glieder staatlich anerkannter geistlicher Genossenschaften für 
Krankenpflege (barmherzige Schwestern, barmherzige Brüder 
usw.), welche die Verwaltung der Dispensieranstalt eines 
Krankenhauses übernehmen wollen, zu prüfen. Die Verhand­
lungen sind der Aufsichtsbehörde einzureichen, damit diese bei 
günstigem Prüfungsergebnis das BesahigungszeugniS zur Ver­
waltung einer Krankenhaus-Dispensieranstalt auSstellt.
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Errichtung neuer 'Apotheken.

8 9. (1) Ter Amtsarzt muß darauf achten, daß die für eine 
geregelte Arzneiverordnung notwendige Vermehrung der Apo­
theken mit der Zunahme der Bevölkerung tunlichst gleichen 
Schritt hält.

(2) Er hat daher nach Maßgabe der Vorschriften rechtzeitig 
die Errichtung neuer Apotheken bei der staatlichen Aufsichts­
behörde anzuregen. Dieser hat er auch derartige Anträge anderer 
Stellen mit seinem Gutachten vorzulegen.

Abschnitt III. 
überwach««- deS Verkehrs mit Arznei- ««b Sehetmmittel« 
sowie deS Handels mit Gifte« außerhalb der Apotheke«. 

Besichtigung der Drogen- und ähnlichen Handlungen. 

8 10. (1) Das Gesundheitsamt hat darüber zu wachen, daß die 
Bestimmungen über den Verkehr mit Arznei- und Geheim­
mitteln sowie über den Handel mit Giften außerhalb der 
Apotheken beobachtet werden. Zuwiderhandlungen hat es zur 
Kenntnis der zuständigen Behörden zu bringen (vgl. §367 
Nr. 3,5 Strafgesetzbuch, § 6 Abs. 2, § 56 Gewerbeordnung, 
Kaiser!. Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, 
vom 22. Oktober 1901).

(2) Wegen der Beteiligung der Ärzte des Gesundheitsamts 
an den Besichtigungen derjenigen Verkaufsstellen, in denen 
Arzneimittel, Gifte oder giftige Farben seilgehalten werden — 
Drogen-, Material-, Farben- und ähnlicher Handlungen —, 
bleibt es bis zu einer reichsrechtlichen Regelung bei den landes- 
rechtlichen Bestimmungen.

Berichterstattung.

8 11. Eine Zusammenstellung der besichtigten Drogen- usw. 
Handlungen, der sestgestellten Übertretungen und der erfolgten 
Bestrafungen ist der Aufsichtsbehörde mit dem Jahresbericht 
einzureichen.
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Mitwirkung bei Erteilung der Genehmigung zum 
Handel mit Giften. 

§ 12. (1) Ter Amtsarzt prüft, sei es auf Ersuchen der Polizei­
behörde oder auf unmittelbare Meldung, diejenigen Personen, 
welche die Genehmigung zum Handel mit Giften nachsuchen.

(2) Die Prüfung erstreckt sich bei Bewerbern um eine unein­
geschränkte Genehmigung zum Gifthandel auf die allgemeine 
Kenntnis der Vorschriften des Strafgesetzbuchs, der Gewerbe­
ordnung und der Polizeiverordnungen über den Handel mit 
Giften, aus die Kenntnis der Zusammensetzung der hauptsächlich 
gehandelten Gifte und giftigen Farben, ihrer landesüblichen 
Bezeichnung und der Gefahren, die beim Umgang mit ihnen 
drohen (Feuergefährlichkeit, Ätzwirkung, Schädlichkeit der Ber- 
stäubung u. dgl.). Die Bestimmung einiger Proben von be­
sonders gearteten Giften und giftigen Farben ist zu verlangen. 
Bei Bewerbern um eine beschränkte Genehmigung zum Gift­
handel genügt außer der Kenntnis der erwähnten Rechtsvor­
schriften die Kenntnis der Zusammensetzung derjenigen Stoffe, 
für welche die Genehmigung beantragt wird, und der beim 
Umgang mit ihnen drohenden Gefahren. Die Bestimmung 
einiger Proben von diesen Stoffen ist zu verlangen.

(3) In dem zu erteilenden Zeugnis sind, falls es sich um eine 
beschränkte Genehmigung handelt, die Stoffe einzeln einzu­
tragen. Eine zweite Ausfertigung des Zeugnisses ist zu den 
Akten zu nehmen; in ihnen ist auch ein ungünstiger Ausgang 
der Prüfung zu vermerken.

Abschnitt IV.
Hebammenwesen. 

Beaufsichtigung der Hebammen. 
§ 18. (1) Die Hebammen des Bezirks unterstehen der Beauf­
sichtigung durch den Amtsarzt, bei dem sie sich vor Beginn ihrer 
Berufstätigkeit oder vor deren Wiederaufnahme nach mehr als 
einjähriger Unterbrechung unter Vorlegung des Prüfungs­
zeugnisses, der erforderlichen Instrumente und Geräte, wie des
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Tagebuches persönlich zu melden haben; den Hebammen ist 
aufzugeben, jeden Wohnungswechsel dem Gesundheitsamt an­
zuzeigen.

(2) Tie Überwachung erstreckt sich aus die gesamte Berufs­
tätigkeit und die Instandhaltung der Geräte, die regelmäßig 
nachzuprüfen sind.

(3) Das Gesundheitsamt hat daraus zu achten, daß die 
Hebammen Fieber im Wochenbett vorschriftsmäßig melden, 
jeden Todesfall einer Gebärenden oder einer Wöchnerin ihrer 
Praxis anzeigen und bei Fällen von Kindbettsieber bis zu einer 
etwaigen anderen Anordnung vor Ablauf von acht Tagen sich 
sonstiger beruflicher Tätigkeit enthalten. Ter Amtsarzt kann 
der Hebamme, die bei einer an Kindbettsieber Erkrankten tätig 
gewesen ist, die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit schon 
früher gestatten, wenn sie vorher ihre Hände und Kleidung 
keimfrei gemacht, gebadet und dies dem Amtsarzt gemeldet hat.

(4) Die zu Beginn jeden Jahres von den Hebammen vorzu­
legenden Verzeichnisse der von ihnen in dem Bezirk des Ge­
sundheitsamtes geleiteten Entbindungen hat das Gesundheits­
amt zu prüfen und eine Gesamtübersicht in den Jahresgesund­
heitsbericht auszunehmen.

Prüfung der sich zum Hebammenberufe meldenden 
Personen.

% 14. (1) Dem Amtsarzt liegt die Prüfung derjenigen weib­
lichen Personen ob, die sich zur Teilnahme an einem Hebammen­
lehrgang melden oder von Gemeinden oder sonstigen Berechtig­
ten hierzu in Vorschlag gebracht werden. Diese haben folgende 
Unterlagen beizubringen:

a) die Bescheinigung der Polizeibehörde, daß die Bewerberin 
unbescholten ist, und daß keine Tatsachen bekannt sind, die 
ihre Zuverlässigkeit für den Hebammenberus in Frage 
stellen;

b) ein Geburtsschein; Personen, die jünger als 20 und älter 
als 30 Jahre sind, dürfen nur dann geprüft werden, wenn 
ihre Aufnahme durch eine Zulassungsbehörde beabsichtigt ist;
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c) ein Zeugnis über die erfolgte Wiederimpfung, es sei denn, 
daß diese durch vorhandene Impfnarben sichergestellt ist.

(2) Falls die Bewilligung von Ausnahmen in Frage kommt, 
hat der Amtsarzt die Bewerberin zunächst an die zuständige 
Stelle zu verweisen.

(3) Tie vom Amtsarzt vorzunehmende Prüfung hat sich aus 
die körperliche und geistige Befähigung zur Ausübung des 
Hebammenberufs und auf das Vorhandensein der erforderlichen 
Schulbildung zu erstrecken. Tie Anwärterin muß mindestens 
fließend und mit Verständnis lesen, ein Tiktat ohne grobe 
Verstöße gegen die Rechtschreibung fertigen, die vier Rechen­
arten, auch mit Brüchen, mehrstelligen und Verhältniszahlen 
beherrschen und mit den gesetzlichen Maßen und Gewichten 
vertraut sein. Bei günstigem Ausfälle ist ein Fähigkeitszeugnis 
auszustellen.

(4) Bei Aufforderung hat sich der Amtsarzt an der Prüfung 
der Hebammenschülerinnen in der zuständigen Hebammenlehr­
anstalt als Prüfer zu beteiligen.

Nachprüfung der Hebammen. 

§ 15. (1) Der Amtsarzt hat die Hebammen seines Bezirks 
mindestens alle drei Jahre nachzuprüfen.

(2) Die Ladung zur Nachprüfung ist spätestens vier Wochen 
vorher zu veranlassen.

(3) Der Zeitpunkt der Nachprüfung ist der vorgesetzten Dienst­
behörde und dem ärztlichen Leiter der zuständigen Hebammen­
lehranstalt rechtzeitig mitzuteilen.

(4) Über den Ausfall der Nachprüfung ist ein Vermerk in 

das Tagebuch der Hebamme einzutragen.
(5) Eine Hebamme, die bei der Nachprüfung versagt, soll 

binnen sechs Monaten nochmals nachgeprüft werden. Den­
jenigen Hebammen, die bei der Wiederholung der Nachprüfung 
ungenügende Kenntnisse zeigen, ist die Teilnahme an einem 
Wiederholungslehrgang aufzugeben. Die Entziehung des Prü­
fungszeugnisses aus Grund der unzureichenden Ergebnisse von 
Nachprüfungen und Wiederholungskursen kommt in Frage,



4. Tritte Durchführungsverordnung ;um Gesetz usw. 23

wenn das weitere Verbleiben einer Hebamme im Beruf auch 
wegen ungenügender Leistung in der Praxis mit den Erforder­
nissen der Volksgesundheit nicht mehr vereinbar ist.

Förderung des Hebammenwesens.
§ 16. Es ist Aufgabe des Amtsarztes, in seinem Bezirke auf ein 
geordnetes Hebammenwesen hinzuwirken und es zu fördern. 
Er soll die Hebammen bei unverschuldeten Unglücksfällen in 
ihrer Praxis in Schutz nehmen und in wirtschaftlicher Hinsicht 
ihnen bei der Durchsetzung begründeter Forderungen behilflich 
sein. Besonderer Wert ist darauf zu legen, daß Entbindungen, 
auch in den Krankenhäusern, nicht ohne Zuziehung einer 
Hebamme erfolgen, und daß die Hebammen auch bei der 
Säuglingsfürsorge und Mütter-Beratung beteiligt werden. Die 
Hebammen sind aus die Bestrebungen der NSV, insbesondere 
bei der Fürsorge für Mutter und Kind, hinzuweisen.
8 17. (1) Der Amtsarzt hat darauf zu achten, daß der Bedarf 
an Hebammen in seinem Bezirke gedeckt ist, eine Überfüllung 
des Hebammenberufs jedoch vermieden wird.

(2) Bei der Verteilung der Hebammen im Bezirk ist das 
Gesundheitsamt heranzuziehen. Die mit den Hebammen abzu­
schließenden Verträge sollen vorher dem Amtsarzt vorgelegt 
werden. Er hat nach Möglichkeit dafür einzutreten, daß den 
Hebammen neben einem angemessenen Tiensteinkommen auch 
die unentgeltliche Beschaffung der Instrumente, Geräte, Bücher 
und Entkeimungsmittel und eine Entschädigung für die Aus­
fälle bei angeordneter Unterbrechung der Berufstätigkeit und 
für die Teilnahme an Nachprüfungen und Wiederholungslehr- 
gängen gewährt werden. Auch ist darauf zu achten, daß die 
Alters- und Invaliditäts- sowie die Krankheitsversorgung der 
Hebammen geordnet wird.

Verwarnungen, Bestrafungen.
8 18. (1)Bei geringen Verstößen sind die Hebammen zu be­
lehren und gegebenenfalls zu verwarnen; grobe Pflichtwidrig­
leiten und Verschulden sind zur weiteren Veranlassung der 
zuständigen Behörde anzuzeigen.
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(2) Handelt es sich um die Hebamme eines Nachbarkeises, 
so ist das zuständige Gesundheitsamt zu benachrichtigen. 
§ IS. Besondere Aufmerksamkeit hat der Amtsarzt auf die 
gewerbsmäßige Vornahme geburtshilflicher Handlungen durch 
nicht geprüfte Personen zu richten und gegebenenfalls deren 
Bestrafung aus §§ 30, 147 Nr. 1 der Gewerbeordnung zu ver­
anlassen.

Abschnitt V.

Sonstiges ärztliches Hilfspersonal.
8 20. (1) Bei Gesundheits- und Volkspflegerinnen, technischen 
Assistentinnen, Krankenpflegepersonen, Säuglings- und Klein­
kinderschwestern und -Pflegerinnen, Heilgymnastinnen, Wochen­
pflegerinnen, Massierern (-innen), Heilgehilfen und weiteren 
Angehörigen von Berufen des Heilwesens, die sich als „staatlich 
anerkannt" bezeichnen, hat das Gesundheitsamt nachzuprüfen, 
ob sie die Berechtigung hierzu besitzen. Das gesamte ärztliche 
Hilfspersonal des Bezirks untersteht, unbeschadet der Dienst­
aufsicht des zuständigen Arbeitgebers, in seiner Berufstätigkeit 
der Aufsicht des Gesundheitsamts. Dieses hat insbesondere 
darauf zu achten, daß die in den Befähigungszeugnissen gesetzten 
Grenzen der Betätigung nicht überschritten werden.

(2) Wenn von einer dieser Personen Tatsachen bekannt sind, 
die den Mangel an Eigenschaften dartun, die zur Ausübung 
ihres Berufes erforderlich sind, oder wenn eine solche Person 
den in Ausübung der staatlichen Aufsicht erlassenen Vorschriften 
beharrlich zuwiderhandelt, so hat der Amtsarzt die Zurücknahme 
der Anerkennung bei der zuständigen Behörde zu beantragen. 

Desinfektoren.
8 21. (1) Tas Gesundheitsamt hat auf einen hinreichenden 
Bestand an Desinfektoren in seinem Bezirk zu achten. Sie 
können im Gesundheitsamt selbst oder von den beteiligten Kreisen 
und Gemeinden (Gemeindeverbände) angestellt sein, in Aus­
nahmefällen jedoch ihren Beruf auch frei ausüben.

(2) Die Zulassung eines Desinfektors zur Prüfung ist von 
einer Bescheinigung des Gesundheitsamts abhängig, daß der
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Bewerber hinsichtlich seines Gesundheitszustandes und seiner 
Lchulkenntnisse sür den Berus geeignet ist.

(3) Tie Desinfektoren unterstehen der Aufsicht des Amts­
arztes und sind alle drei Jahre einer Nachprüfung zu unter­
ziehen. Tas Gesundheitsamt reicht zu diesem Zwecke seiner 
vorgesetzten Tienstbehörde die Namen der Nachzuprüsenden 
zum 1. April jeden Jahres ein; diese veranlaßt alsdann die 
Ladung. Tas Ergebnis der Nachprüfung ist ihr mitzuteilen, 
desgleichen der Dienststelle, die den Desinfektor angestellt hat.

(4) Die Anordnung einer zweiten Nachprüfung innerhalb drei 
Monaten ist zulässig, wenn der Prüfling in der ersten Nach­
prüfung versagt hat.

(5) Diese Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die Ge­
sundheitsausseher, Hafenaufseher und ähnliche Gruppen des 
ärztlichen Hilfspersonals.

Leichenschauer.
§ 22. Wo ein Bedürfnis dazu vorhanden und die ärztliche 
Leichenschau noch nicht allgemein durchgesührt ist, liegt dem 
Gesundheitsamt die Ausbildung, Prüfung und Tienstaufsicht 
der Leichenschauer (Leichenschauerinnen) ob.

Abschnitt VI.
vrtsbesichttgunge«.

8 23. (1) Tie einzelnen Ortschaften des Bezirks sind von einem 
beamteten Arzt des Gesundheitsamts in angemessenen Zwischen­
räumen zu besichtigen. In der Regel wird es genügen, wenn die 
Besichtigung alle fünf Jahre erfolgt. Ortschaften, in denen 
besondere gesundheitliche Übelstünde zutage getreten sind, müssen 
vor anderen und in kürzeren Zeiträumen sowie zu denjenigen 
Jahreszeiten besichtigt werden, in denen die Mißstände am 
häufigsten auftreten. Für Ortschaften, in denen die Verhältnisse 
es zulässig erscheinen lassen, kann die Besichtigungsfrist über den 
Zeitraum von fünf Jahren hinaus verlängert werden.

(2) Hierfür ist im Einvernehmen mit dem Leiter des Kreises 
ein Besichtigungsplan aufzustellen. Der Tag der erfolgten Be­
sichtigung ist in ihn einzutragen.
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(3) Zu den Besichtigungen sind die Ortspolizeibehörde, der 
Vorstand der Gemeinde sowie in den Orten, in denen Gesund- 
heitskommissionen oder ähnliche Einrichtungen bestehen, auch 
diese nach Möglichkeit zuzuziehen.

(4) Die beteiligten Stellen sind von der geplanten Besichtigung 
tunlichst acht Tage vorher zu benachrichtigen. Bon der Besichti­
gung der Domänen ist die dafür zuständige Behörde wenigstens 
vierzehn Tage vorher in Kenntnis zu setzen.

(5) T\e Besichtigung hat sich auf alle für das öffentliche 
Gesundheitswesen wichtigen Verhältnisse und Einrichtungen 
zu erstrecken.

(6) Tie Maßnahmen zur Beseitigung gesundheitlicher Miß­
stände sind im unmittelbaren Anschlüsse an die Besichtigung zu 
erörtern.

(7) Über das Ergebnis der Besichtigung ist eine Verhandlung 
in drei Stücken aufzunehmen und von den Beteiligten zu voll­
ziehen. Das eine Stück ist dem Vorstand der Gemeinde — bei 
Domänenbesichtigungen der zuständigen Behörde — auszu­
händigen, ein zweites hat der Amtsarzt mit seinen Vorschlägen 
dem Leiter des Kreises zu übersenden. Dieser teilt dem Ge­
sundheitsamt mit, welche Maßregeln zur Abstellung der ein­
zelnen Mißstände getroffen sind. Hält der Amtsarzt noch weitere 
Maßregeln für erforderlich, so hat er die Angelegenheit der 
Entscheidung der Aufsichtsbehörde zu unterbreiten.

(8) In die Akten über die einzelnen Ortschaften oder Orts­
polizeibezirke sind die Besichtigungsverhandlungen und sonstige 
die Ortschaft betteffende Vorgänge allgemeiner Natur einzuheften.

Abschnitt VII.
WohnungShygieue.

Reinhaltung von Boden und Luft; Wohnungshygiene. 
§ 24. (1) Das Gesundheitsamt muß allen Verhältnissen, die 
für die Reinhaltung des Bodens und der Luft in Betracht 
kommen, seine Aufmerksamkeit zuwenden.

(2) Seine Ärzte haben darauf zu achten, daß in den Ort­
schaften und deren Umgebung, innerhalb und außerhalb der
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Wohnungen oder sonstiger zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen bestimmter Räume gesundheitswidrige Zustände sich 
nicht entwickeln und, sofern solche vorhanden sind, ihre Be- 
seitigung anzuregen.

(3) Bei Wohnungen und zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen bestimmten Räumen haben sie zu prüfen, ob diese 
den baupolizeilich festgelegten gesundheitlichen Vorschriften, ins­
besondere den gesundheitlichen Anforderungen an Licht und 
Luft genügen.

(4) Der Wohnungs- und Ortschaftshygiene ist dort erhöhte 
Aufmerksamkeit zu widmen, wo gemeingefährliche Krankheiten 
drohen oder Überschwemmungen besondere gesundheitliche Ge­
fahren befürchten lassen. Auch dem Vorkommen von tierischen 
Gesundheitsschädlingen haben die Ärzte des Gesundheitsamts 
ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden.

(5) Wegen der Wasserversorgung und der Beseitigung der 
Absallstofse vgl. §§ 28 bis 30 dieser Dienstordnung, wegen An­
lage und Erweiterung von Begräbnisplätzen die Ausführungen 
des § 76 dieser Dienstordnung.

(6) Als Beratungsstelle kann die Anstalt für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene in Berlin-Dahlem in allen schwierigen Fragen 
auf diesem Gebiete zugezogen werden.

Begutachtung von Baupolizeiverordnungen und Orts­
bebauungsplänen, Mitwirkung bei der Handhabung 

der Baupolizei.
8 25. Das Gesundheitsamt hat für seinen Amtsbezirk die Bau­
polizeiverordnungen vor ihrem Erlaß und die Ortsbebauungs­
pläne vor ihrer endgültigen Festsetzung vom Standpunkt der 
öffentlichen Gesundheitspflege zu begutachten und etwaige 
Ausstellungen vorzubringen.

Beaufsichtigung von Herbergen, Schlafstellen, Massen­
quartieren und Räumen, die zeitweise für größere 

Menschenansammlungen bestimmt sind.
8 26. Das Gesundheitsamt hat auf die gesundheitsgemäße 
Beschaffenheit von Herbergen, Schlafstellen, Massenquartieren
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und dergleichen sowie von Räumen, in denen zeitweise größere 
Menschenansammlungen stattsinden (Versammlungs- und Aus­
stellungsräume, Theater und Lichtspielhäuser), zu achten und 
die Ortspolizeibehörden hierbei zu beraten. Mangel an Lust 
und Licht, Feuchtigkeit der Mauern, Schmutz und Verwahr- 
losung in den Räumen, zu dichte Belegung, mangelhafte Ver­
sorgung mit Trinkwasser und unzweckmäßige Beseitigung der 
Absallstoffe sind nachdrücklichst zur Sprache zu bringen.

Gemeinnützige Bestrebungen aus dem Gebiete der 
Wohnungshygiene.

§ 27. Gemeinnützige Bestrebungen auf dem Gebiete der Woh­
nungshygiene, Errichtung von (Arbeiter- und) Werkwohnungen, 
hat das Gesundheitsamt anzuregen und zu unterstützen. 

Abschnitt VIII. 

Wasserversorgung, Beseitigung der flüssigen und festen 
Abfallstoffe, öffentliche Wasserlinse.

Wasserversorgung. 
§ 28. (1) Aus die Beschafjung ausreichenden und hygienisch 
einwandfreien Trink- und Gebrauchswassers hat das Gesund­
heitsamt hinzuwirken und insbesondere anzustreben, daß mangel­
hafte und nicht genügend gegen Verunreinigung geschützte 
Trinkwasseranlagen beseitigt und an ihrer Stelle zweckmäßige 
Einzel- oder Zentralanlagen errichtet werden.

(2) Die bestehenden Trinkwasserversorgungsanlagen hat das 
Gesundheitsamt durch regelmäßig wiederkehrende, bei beson­
deren Vorkommnissen auch durch außerordentliche Prüfungen 
zu überwachen. Tie regelmäßigen Prüfungen finden bei 
größeren Anlagen je nach den Verhältnissen und dem letztmalig 
erhobenen Befund innerhalb eines ein- bis zweijährigen 
Zwischenraums, bei anderen Anlagen mindestens alle drei 
Jahre statt. Sie sind tunlichst in die Zeiten zu verlegen, die sich 
für gewöhnlich als besonders gefahrvoll erwiesen haben, z. B. 
bei Wasserknappheit, Wasserfülle. Aber auch sonst soll das
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Gesundheitsamt geeignete Gelegenheiten wahrnehmen, um sich 
über die Beschassenheit der Trinkwasserversorgungsanlagen zu 
unterrichten. Dabei wird der beamtete Arzt neben dem Ergebnis 
der chemischen und bakteriologischen Untersuchung von Wasser­
proben den Schwerpunkt auf die örtliche Besichtigung zu legen 
und dahin zu streben haben, lausend ein Bild von den Trink­
wasserverhältnissen in den einzelnen Ortschaften zu erhalten, 
um gegebenenfalls die zur Beseitigung von gesundheitswidrigen 
Berhältnissen geeigneten Maßnahmen Vorschlägen zu können.

(3) Über alle Pläne zu zentralen Wasserleitungen hat sich 
der Amtsarzt gutachtlich zu äußern und hierbei die Beschaffenheit 
und Menge des Wassers, die Entnahmestellen insbesondere im 
Hinblick auf die Möglichkeit einer Verseuchung oder unzureichen­
den Zuführung, die Änrichtung der Wasserbehälter usw. zu 

berücksichtigen. Besondere Aufmerksamkeit hat er auf die Er­
richtung von Einzelwasserversorgungsanlagen im Bereiche zen­
traler Wasserleitungen zu richten.

(4) Aus §24 Abs. 3 dieser Dienstordnung wird hierbei be­
sonders hingewiesen.

(5) Gegenüber Anträgen von Gemeinden oder Wasserwerks- 
Verwaltungen auf Übernahme der Tätigkeit als hygienischer 
Beirat soll der Amtsarzt sich entgegenkommend verhalten.

Beseitigung der flüssigen und festen Abfallstoffe. 

8 29. (1) Das Gesundheitsamt hat auf den Verbleib der flüssigen 
und festen Abgänge in den Ortschaften, aus die Beschaffenheit 
der Abzugskanäle, Aborte, Düngerstätten zu achten und, sofern 
in dieser Beziehung Mißstände bestehen, aus die Einführung 
planmäßiger Beseitigung der Schmutzstoffe aller Art im Wege 
einer geregelten Abfuhr oder Kanalisation hinzuwirken. Hierbei 
ist besonders aus die Abwässer von Schlachthäusern, Abdeckereien, 
gewerblichen Anlagen und Krankenhäusern zu achten.

(2) Über jeden Kanalisationsplan hat der Amtsarzt vor Weiter­
gabe an die höhere Behörde sich gutachtlich zu äußern.
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Reinhaltung der Gewässer. 
§ 30. (1) Bei der Überwachung der Gewässer hat da- Gesund­
heitsamt zwecks Verhütung einer Verunreinigung durch Zu- 
führung schmutziger oder giftiger Abwässer auS gewerblichen 
Anlagen, aus städtischen Kanalisationseinrichtungen usw. nach 
Kräften mitzuwirken, und zwar nicht nur bei Gelegenheit einer 
amtlichen Beteiligung, sondern auch auS eigenem Antriebe, 
sobald Mißstände zu seiner Kenntnis gelangen. Insbesondere 
hat es den Betrieb der öffentlichen Kläranlagen zu überwachen 
und ihre Wirkung auch hinsichtlich der Verwendung der Gewässer 
zu Badezwecken (vgl. § 69 dieser Dienstordnung) fortgesetzt zu 
beobachten.

(2) Aus § 24 Abs. 3 wird auch in diesem Zusammenhang 
hingewiesen.

Abschnitt IX.
Verkehr mit LebenSmttteln mb Bedarfsgegenständen. 

Überwachung im allgemeinen. 

§ 31. (1) Das Gesundheitsamt hat die Polizeibehörden bei der 
Überwachung des Verkehrs mit Lebensmitteln und Bedarfs­
gegenständen zu unterstützen. Die erforderlichen bakteriologischen, 
serologischen sowie gegebenenfalls physiologischen und bio­
logischen Untersuchungen sind in den zuständigen Untersuchungs­
anstalten vorzunehmen.

(2) Der beamtete Arzt hat bei den allgemeinen Ortsbesichti­
gungen und bei sonst sich bietender Gelegenheit auch aus den 
Zustand der der Herstellung und dem Berkaus von Lebens­
mitteln dienenden Betriebe, insbesondere der Fleischereien, 
Bäckereien, Gaststätten, Molkereien und Lebensmittelgeschäfte, 
sowie der Trinkwasserversorgungsanlagen zu achten, die int 
Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarssgegenstärü)en beobach­
teten Mißstände, namentlich soweit es sich um gesundheitsschäd­
liche oder im Nahrungs- oder Genußwert herabgesetzte Waren 
handelt, der Polizeibehörde anzuzeigen und den zu seiner 
Kenntnis gelangenden Gesundheitsschädigungen nachzuforschen.

(3) Der beamtete Arzt kann als Sachverständiger der Polizei-
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behörde zur Abwendung einer dringenden Gefahr für die 
menschliche Gesundheit vorläufige Anordnungen treffen und 
Proben verdächtiger Lebensmittel und Bedarfsgegenstände ent­
nehmen (vgl. 6 ff. des Lebensmittelgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Januar 1936 — Reichsgesetzbl. I 
S. 17). Die sonst zuständigen Lachverständigen (Lebensmittel­
chemiker, Tierarzt) sind alsbald zu benachrichttgen. Auf möglichst 
ersprießliche Zusammenarbeit mit diesen Sachverständigen ist 
Bedacht zu nehmen.

(4) Im einzelnen gelten die Vorschriften sür die einheitliche 
Durchführung des Lebensmittelgesetzes (Reichsgesundheitsbl. 
19341 S. 590).1)

(5) Befindet sich in dem Bezirk eine Lebensmittelunter­
suchungsanstalt, so ist der Amtsarzt bei ihrer Beaufsichtigung 
nach Anweisung der Aufsichtsbehörde zu beteiligen.

Verkehr mit Milch.
8 32. Der Verkehr mit Milch verlangt namentlich mit Rücksicht 
auf deren Bedeutung sür die Ernährung der Kinder eine Be­
aufsichtigung, die sich nicht nur aus den Milchverkauf, sondern 
auch auf die Milchgewinnung zu erstrecken hat; hierbei sind 
insbesondere die Bestimmungen über die ärztliche Beaufsichti­
gung des Personals zu beachten. Die allgemeine gesundheitliche 
Aussicht ist im Benehmen mit den Beterinärbeamten durchzu- 
führen. Sie hat auch stets die Möglichkeit der Verschleppung 
ansteckender Krankheiten durch den Verkehr mit Milch, ins- 
besondere bei den Sammelmolkereien, ins Auge zu fassen.

Verkehr mit Fleisch, Schlachthäuser.
8 33. Bei der Überwachung des Verkehrs mit Fleisch und des 
allgemeinen hygienischen Betriebs in den Schlachthäusern hat 
das Gesundheitsamt die gesundheitlichen Interessen der Be­
völkerung unbeschadet der Aufsicht durch den Veterinärbeamten 
wahrzunehmen und etwa erforderlich werdende Gutachten zu 
erstatten.

l) Hier nicht abgedruckt.
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Beaufsichtigung der Mineralwasserfabrikation. 

z 34. Der beamtete Arzt hat sich auf Ersuchen der Ortspolizei­
behörde an den von dieser vorzunehmenden Besichtigungen zu 
beteiligen und hierbei nicht nur auf die Beschaffenheit der 
Fabrikräume, sondern auch darauf zu achten, daß die Be­
schaffenheit des zur Herstellung deS MneralwasserS benutzten 
Wassers und seine Entnahmestelle den hygienischen Anforde­
rungen entsprechen.

Abschnitt X. 
Verhütung »nd Bekümpfnng Ltertragdarer Krankheiten- 

Verhalten im allgemeinen.
8 35. (1) Das Gesundheitsamt hat das Auftreten und den 
Verlaus der übertragbaren Krankheiten zu verfolgen und schon 
bei drohender Annäherung die gegen ihr Eindringen geeigneten 
Maßnahmen in Anregung zu bringen.

(2) Der Amtsarzt hat die Beachtung der Anzeigepflicht zu 
sichern, Säumige an ihre Pflicht zu erinnern und im Wieder­
holungsfälle zur gesetzlichen Bestrafung zu bringen.

(3) Er hat, sobald er von dem Ausbruch einer übertragbaren 
Krankheit Kenntnis erhält, unverzüglich an Ort und Stelle die 
erforderlichen Ermittlungen vorzunehmen oder durch einen 
beamteten Arzt des Gesundheitsamts zu veranlassen.

(4) Die Vorschrift zu Abs. 3 findet Anwendung:
a) beim Ausbruch oder Verdacht des Ausbruchs von Aussatz 

(Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), 
Gelbfieber, Kindbettsieber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 
auch fieberhafter Fehlgeburt (septischem Abort), Pest, 
Pocken, Typhus (Unterleibstyphus), Paratyphus und 
Papageienkrankheit (PsittakosiS) in einer Ortschaft;

b) beim Ausbruch von Gehirnentzündung (epidemischer), über 
ttagbarer Genickstarre, Kinderlähmung (epidemischer), Rück 
fallsieber (febris recurrens), übertragbarer Ruhr (Dysente 
rie), Milzbrand, Rotz, Tollwut (Lyssa), bakterieller Lebens 
Mittelvergiftung, Trichinose sowie in jedem Falle einer
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Bißverletzung durch ein tolles oder der Tollwut verdächtiges 
Tier;

Dem Ausbruch der Krankheit in einer Ortschaft im Sinne 
der Vorschriften unter a und b steht der Ausbruch in einem 
gemäß § 6 Abs. 2 des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 räumlich 
abgegrenzten Teile einer Ortschaft mit mehr als 10000 Ein­
wohnern gleich.
c) bei weiteren Erkrankungs-, Todes- oder Verdachtsfällen 

der zu a und bei allen weiteren Erkrankungs- oder Todes­
fällen der zu b genannten Krankheiten sowie bei Diphtherie, 
Scharlach und Körnerkrankheit,
«) soweit die Aufsichtsbehörde dies angeordnet hat, 
.6) soweit es der Amtsarzt nach pflichtmäßigem Ermessen 

für erforderlich hält, um die Ausbreitung der Krankheit 
örtlich und zeitlich zu verfolgen.

(5) Erlangt das Gesundheitsamt davon Kenntnis, daß in 
einer Ortschaft eine der unter a bis c nicht genannten übertrag­
baren Krankheiten, z. B. Grippe, Keuchhusten, Malaria, Masern 
oder Röteln, in außergewöhnlichem Umfange, in besonders bös­
artiger Form oder sonst in einer für das öffentliche Wohl be- 
denklichen Weise auftritt, so soll der beamtete Arzt unverzüglich 
örtliche Ermittlungen vornehmen und den betreffenden Stellen 
Vorschläge für etwaige Maßnahmen zum Schutze der Bevölke­
rung machen. Dasselbe gilt, wenn das Gesundheitsamt vom 
gehäuften oder gruppenweisen Auftreten einer nicht aufge­
klärten Krankheit Kenntnis erhält, das den Verdacht des Aus­
bruchs einer übertragbaren Krankheit begründet.

(6) Im übrigen soll der beamtete Arzt örtliche Ermittlungen 
hinsichtlich übertragbarer Krankheiten nur auf Ersuchen des 
Leiters des Kreises, in Stadtkreisen der Ortspolizeibehörde, oder 
der Aufsichtsbehörde vornehmen.
§ 36. (1) Bei den örtlichen Ermittlungen hat der beamtete 
Arzt die Art, den Stand und die Ursache der Krankheit festzu­
stellen (Art und Wege der Einschleppung und Verbreitung, 

Goetze-Meeske, Gesundheitswesen. 3
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Übertragung durch die Schulen, die Arbeitsstätte, Gewerbe­
betriebe, durch das Trinkwasser oder andere Nahrungsmittel, 
z. B. Milch, durch Keimttäger oder Dauerausscheider usw.). So­
weit es zur Sicherung der Diagnose, der Feststellung der Quelle 
und der Ausbreitung der Krankheit notwendig erscheint, ist eine 
batteriologische und serologische Untersuchung zu veranlassen. 
Bei bakterieller Lebensmittelvergiftung ist auch da- Lebens­
mittel, das die Vergiftung herbeigefühtt hat, batteriologisch 
zu untersuchen. In Fallen von Bang'scher Krankheit, batterieller 
Lebensmittelvergiftung, Milzbrand, Papageienkrankheit, Rotz, 
Tollwut und Trichinose hat der beamtete Arzt die Ermittlungen 
im Benehmen mit dem Beterinärbeamten vorzunehmen.

(2) Hält der Amtsarzt bei Cholera-, Gelbfieber-, Pocken-, Pest-, 
Rotz-, Typhus- oder Paratyphusverdacht zur Feststellung der 
Krankheit die Öffnung der Leiche für erforderlich, so ist, wenn 
die Angehörigen die Erlaubnis zur Leichenöffnung verweigern 
und die batteriologische Untersuchung zur Feststellung der Krank­
heit nicht ausreichend oder nach Lage des Falles nicht ausführ­
bar ist, die polizeiliche Anordnung der Leichenöffnung zu be­
antragen.

(3) Auf Grund der Ermittlungen hat der Amtsarzt der Otts- 
Polizeibehörde eine Erklärung darüber abzugeben, ob der Aus­
bruch der Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Ausbruchs 
begründet ist, und ihr die sonst erforderlichen Mitteilungen zu 
machen.

(4) Bei der Verhütung und Bekämpfung der überttagbaren 
Krankheiten ist auf die Mitwirkung etwaiger Gesundheits­
kommissionen in geeigneter Weise Bedacht zu nehmen.

Schutzmaßregeln.

§ 87. Die Bekämpfung der überttagbaren Krankheiten erfolgt 
mittels nachstehender Schutzmaßregeln, die, soweit die landes­
rechtlichen Vorschriften dem nicht entgegenstehen, nach Lage 
des Falles der Polizeibehörde vom Gesundheitsamt vorzu- 
schlngen sind.
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I. Beobachtung
Sie kommt in Frage für:

1. kranke Personen bei bakterieller Lebensmittelvergiftung;
2. kranke und krankheitsverdächtige Personen bei Körner­

krankheit, Rotz, Rückfallsieber, Typhus und Paratyphus; 
als krankheitsverdächtig gelten auch Typhus- (Paratyphus-) 
bazillenträger und -dauerausscheider;

3. kranke, krankheitsverdächtige und ansteckungsverdächtige 
Personen bei Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, 
Papageienkrankheit, Pest und Pocken sowie bei Gehirn­
entzündung, übertragbarer Genickstarre und Kinderlähmung 
ferner bei Syphilis, Tripper und Schanker, sofern die Be­
fallenen gewerbsmäßig Unzucht treiben;

4. ansteckungsverdächtige Personen bei Tollwut, das heißt: 
solche Personen, welche von einem tollen oder tollwut­
verdächtigen Tiere verletzt worden sind.

Krank im Sinne dieser Vorschrift sind solche Personen, bei 
denen eine der angeführten Krankheiten des §35 festgestellt 
worden ist;

Krankheitsverdächtig sind solche Personen, welche unter 
Erscheinungen erkrankt sind, die den Ausbruch einer solchen 
Krankheit befürchten lassen;

Ansteckungsverdächtig sind solche Personen, bei denen 
zwar Krankheitserscheinungen noch nicht vorliegen, bei denen 
aber infolge ihrer nahen Berührung mit Kranken die Besorgnis 
gerechtfertigt ist, daß sie den Ansteckungsstoff in sich ausgenom­
men haben;

Keimträger sind Personen, die Krankheitskeime ausgenom­
men haben und, ohne zu erkranken, nur vorübergehend aus­
scheiden;

Dauerausscheider sind Personen, die vom Zeitpunkt der 
überstandenen Infektionskrankheit ab deren Erreger länger als 
10 Wochen ausscheiden.
II. Beschränkungen für Zureisende.

Sie können von der Aufsichtsbehörde in Fällen dringender 
Gelahr für den ganzen Umfang oder Teile eines Bezirks im 

I*
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Polizeiverordnungswege vorgeschrieben werden und bestimmen, 
daß zureisende Personen, sofern sie sich innerhalb einer der 
Inkubationszeit entsprechend zu bestimmenden Frist vor ihrer 
Ankunft in Ortschaften oder Bezirken aufgehalten haben, in 
denen Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Körnerkrankheit, 
Pest, Pocken, Rückfallfieber, Typhus oder Paratyphus ausge­
brochen ist, nach ihrer Ankunft der Ortspolizeibehörde schriftlich 
oder mündlich sich melden (Meldepflicht).

III. Absonderung in der Wohnung oder in einer Kran- 
kenanstalt.

Sie kommt in Frage für:
1. kranke Personen, und zwar:

a) ohne Einschränkung bei bakterieller Lebensmittelver­
giftung, übertragbarer Genickstarre, Ruhr und Tollwut: 
Erwachsene auch bei Diphtherie und Scharlach;

b) bei Diphtherie, Gehirnentzündung, Kinderlähmung und 
Scharlach kranke Kinder mit der Einschränkung, daß ihre 
Absonderung in einem Krankenhaus oder in einem 
anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den Wider­
spruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn 
nach der Ansicht des beamteten Arztes eine ausreichende 
Absonderung in der Wohnung sichergestellt ist;

c) kranke Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, bei 
Syphilis, Tripper und Schanker;

2. kranke und krankheitsverdächtige Personen bei Gehirnent­
zündung, Genickstarre, Kinderlähmung, Rotz, Rückfallfieber, 
Typhus und Paratyphus;

3. kranke, krankheits- und ansteckungsverdächtige Personen bei 
Aussatz, Cholera, Gelbfieber, Flecksieber, Pest, Pocken und 
Papageienkrankheit.

IV. Kenntlichmachung von Wohnungen und Häusern, 
in denen an Cholera, Flecksieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, Rück­
fallfieber, Typhus oder Paratyphus erkrankte Personen sich 
befinden.
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V. Verkehrsbeschränkungen für das berufsmäßige 
Pflegepersonal.

Sie können beantragt werden beim Auftreten von Aussatz, 
Cholera, Tiphtherie, Fleckfieber, Gehirnentzündung, übertrag­
barer Genickstarre, Kindbettfieber, Gelbfieber, Kinderlähmung, 
bakterieller Lebensmittelvergiftung, Papageienkrankheit, Pest, 
Pocken, Rückfallfieber, Scharlach, Typhus und Paratyphus.

VI. Beschränkungen für Handel und Gewerbe.
Für Ortschaften und Bezirke, die von Cholera, Fleckfieber, 

Gelbfieber, Pest oder Pocken befallen oder bedroht sind sowie 
für solche, die von bakterieller Lebensmittelvergiftung, Tiphthe­
rie, Milzbrand, Scharlach, Typhus oder Paratyphus befallen 
sind, können hinsichtlich der gewerbsmäßigen Herstellung, Be­
handlung und Aufbewahrung sowie hinsichtlich des Vertriebes 
von Gegenständen, die geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, 
eine gesundheitspolizeiliche Überwachung und die zur Ver­
hütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln 
beantragt werden, auch können Gegenstände der bezeichneten 
Art vorübergehend für den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
verboten werden.

VII. Beschränkungen von Messen und Märkten.
Für Ortschaften und Bezirke, die von Cholera, Flecksieber, 

Gelbfieber, Pest oder Pocken befallen oder bedroht sind sowie 
für solche, die von Tiphtherie, Gehirnentzündung, übertragbarer 
Genickstarre, Kinderlähmung, Ruhr, Scharlach, Typhus oder 
Paratyphus befallen sind, kann das Verbot oder eine Be­
schränkung der Abhaltung von Märkten, Messen und anderen 
Veranstaltungen, welche eine Ansammlung größerer Menschen­
mengen mit sich bringen, beantragt werden, bei Rücksallsieber, 
Ruhr, Typhus oder Paratyphus jedoch nur, sobald die Krank­
heit einen epidemischen Charakter angenommen hat.

VIII. Fernhaltung von der Schule und vom Unterricht. 
Jugendliche Personen aus Behausungen, in denen eine Er-

krankung an Aussatz, bakterieller Lebensmittelvergiftung,
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Cholera, Diphtherie, Fleckfieber, Gehirnentzündung, übertrag­
barer Genickstarre, Gelbfieber, Kinderlähmung, Papageien­
krankheit, Pest, Pocken, Ruhr, Scharlach, Typhus oder Para­
typhus vorgekommen ist, sind, soweit und solange eine Weiter­
verbreitung der Krankheit auS diesen Behausungen durch sie 
zu befürchten ist, vom Schul- und Unterrichtsbesuche fernzuhalten.

IX. Beschränkungen in Wasserbenutzung und im Bade­
betrieb.

In Ortschaften, die von Cholera, Flecksieber, Gelbfieber, Pest, 
Pocken, Ruhr, Typhus oder Paratyphus befallen oder bedroht 
sind, sowie in deren Umgegend, kann die Benutzung von Brun­
nen, Teichen, Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen sowie der 
dem öffentlichen Gebrauche dienenden Bade-, Schwimm-, 
Wasch- und Bedürfnisanstalten verboten oder beschrankt werden. 
Für die zentralen Entwässerungs- und Reinigungsanlagen 
können im Bedarfsfälle besondere Maßnahmen vorgeschlagen 
werden.

X. Räumung von Wohnungen und Gebäuden.

Tie gänzliche oder teilweise Räumung kann beantragt wer 
den, wenn in ihnen Erkrankungen an Cholera, Fleckfieber, Gelb­
fieber, Pest, Pocken, Ruhr, Typhus oder Paratyphus vorge­
kommen sind, insoweit der Amtsarzt diese einschneidende Maß­
regel zur wirksamen Bekämpfung der Krankheit ausnahms- 
weise in Fällen dringender Not für unerläßlich erllärt.

XI. Entkeimung.
Für Gegenstände und Räume, von denen anzunehmen ist, 

daß sie mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, kann eine Ent­
keimung beantragt werden. Ist die Entkeimung nicht ausführbar 
oder im Verhältnis zum Werte der Gegenstände zu kostspielig, 
so kann deren Vernichtung beantragt werden. Bei Fleckfieber 
muß die Entlausung der kranken, krankheitsverdächtigen und 
ansteckungsverdächtigen Personen beantragt werden, sobald der 
Verdacht der Verlausung besteht.
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XII. Maßnahmen bei der Aufbahrung, Einsargung 
und Bestattung von Leichen.

(1) Falls Personen an Aussatz, bakterieller Lebensmittel­
vergiftung, Cholera, Diphtherie, Fleckfieber, Gehirnentzündung, 
übertragbarer Genickstarre, Gelbfieber, Kinderlähmung, Papa- 
geienkrankheit, Pest, Pocken, Ruhr, Scharlach, Typhus, Para­
typhus, Milzbrand oder Rotz gestorben sind, so können besondere 
Vorsichtsmaßregeln für die Aufbahrung, Einsargung und Be­
stattung von Leichen beantragt werden.

(2) Personen, die an Körnerkrankheit leiden, können in solchen 
Orten und Bezirken, in denen eine planmäßige Bekämpfung 
der Krankheit stattfindet, zu einer ärztlichen Behandlung zwangs­
weise angehalten werden.

Vorbereitung der Seuchenbekämpfung.

8 88. (1) Das Gesundheitsamt hat die dem allgemeinen Ge­
brauch dienenden Einrichtungen für Versorgung mit Trink­
oder Wirtschaftswasser und für Fortschaffung der Abfallstoffe 
dauernd zu überwachen (vgl. §§ 28 bis 30 dieser Dienstordnung) 
und die Beseitigung vorgefundener gesundheitsgesährlicher Miß­
stände sowie die Herstellung von Einrichtungen der genannten 
Art, sofern diese zum Schutz gegen übertragbare Krankheiten 
erforderlich sind, bei der Gemeindebehörde anzuregen. Ebenso 
hat es seine Aufmerksamkeit darauf zu richten, daß der beim 
epidemischen Auftteten übertragbarer Krankheiten zu erwartende 
Bedarf an Beobachtungs- und Absonderungsräumen, Unter­
kunstsstätten für Kranke, Ärzte, Pflegepersonal, Arznei, Ent­
keimung-- und Beförderungsmitteln für Kranke und Ver­
storbene, Leichenhallen und Beerdigungsplätzen seitens der 
Gemeinde oder Kreise beizeiten sichergestellt wird. In größeren 
Orten ist nach Möglichkeit die Errichtung öffentlicher Ent­
keimungsanstalten anzuregen, in denen die Anwendung von 
Wasserdamps als Entkeimungsmittel erfolgen kann.

(2) Unterläßt es eine Gemeinde trotz vorhandener Leistungs­
fähigkeit, unbedingt notwendige Borbereitungsmaßregeln im 
Sinne des vorstehenden Absatzes zu treffen, so hat der Amtsarzt
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den Sachverhalt dem Leiter des Kreises, in Stadtgemeinden 
auch der Ortspolizeibehörde, gegebenenfalls der Aufsichtsbehörde 
zwecks Abstellung der Mängel mitzuteilen.

Berichterstattung.

8 8S. (1) Das Gesundheitsamt hat der Aufsichtsbehörde zu 
jedem Dienstag eine Nachweisung über die in der vorhergehen, 
den Woche amtlich gemeldeten Erkrankungen und Todesfälle 
an übertragbaren Krankheiten einzureichen. Die untere Ver­
waltungsbehörde, in Stadtkreisen auch die Polizeibehörde, 
erhält Abschrift der Nachweisung.

(2) Außerdem ist bei dem Auftreten einer gemeingefährlichen 
Krankheit sowie im Falle epidemischer Ausbreitung einer anderen 
übertragbaren Krankheit, beim gehäuften oder gruppenweisen 
Auftreten einer nicht aufgeklärten Krankheit (§35 vorletzter 
Abs. dieser Dienstordnung) oder in sonstigen dringenden An­
gelegenheiten über daS Ergebnis der Ermittlungen sowie über 
die getroffenen Maßnahmen an die Aufsichtsbehörde unmittel­
bar zu berichten. Auch in diesen Fällen ist der unteren Ver- 
waltungsbehörde (bei kommunalen Ämtern der vorgesetzten 
Dienstbehörde) Abschrift zu geben. Die Bestimmungen über 
die Reichs-Jahresstatistik sind streng innezuhalten.

Abschnitt XI.

Schutzpockeuimpfung^)
Anstellung der Jmpfärzte, Abgrenzung der Impf­

bezirke.
8 40. Ter Amtsarzt hat sich auf Erfordern über die Befähigung 
der anzustellenden Jmpfärzte sowie über die Abgrenzung der 
Jmpfbezirke gutachtlich zu äußern.

Beaufsichtigung der Schutzpockenimpfung.
8 41. (1) Die Schutzpockenimpfung unterliegt der technischen 
Beaufsichtigung durch den Amtsarzt, und in denjenigen Be-

') vgl. Impfgeseh vom 8. April 1874 (ReichSgeietzbl. $. 81).
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flirten, in welchen er selbst Impfarzt ist, der Beaufsichtigung 
durch den Medizinaldezernenten der Aufsichtsbehörde.

(2) Ter Leiter des Preises hat die Jmpslisten zur Aufstellung 
des Planes der Impftermine dem Gesundheitsamt rechtzeitig 
zu übermitteln.

(3) Ter Amtsarzt ist insbesondere gehalten, im Laufe des 
Jahres einzelnen öffentlichen sowie nach Bedürfnis auch öffent­
lich ausgeschriebenen privatärztlichen Impf- und Nachschau­
terminen beizuwohnen und hierbei aus die Jmpstechnik, die Be­
achtung der hinsichtlich des Gesundheitsstandes der Impflinge 
gegebenen Vorschriften, den Jmpferfolg, die Listenführung, die 
Beschaffenheit der benutzten Räumlichkeiten, die Zahl der Impf­
linge, die Reinheit und Wirksamkeit des Impfstoffes und die 
hierüber von dem Jmpsarzt gemachten Aufzeichnungen zu 
achten. Es ist daraus zu halten, daß die Jmpfärzte zur Erleichte­
rung der Nachprüfung zu den Impfterminen das von ihnen 
über den Bezug des Impfstoffes zu führende Buch mitbringen.

(4) Ter Amtsarzt hat auch auf den Handel mit Impfstoff sein 
Augenmerk zu richten und die Befolgung der hierüber erlassenen 
Vorschriften zu überwachen.

Jmpfschädigungen.
§ 42. Gelangen Mitteilungen über Jmpfschädigungen zur 
Kenntnis des Gesundheitsamts, so hat der Amtsarzt alsbald alle 
zur Aufklärung des Sachverhalts gebotenen oder zweckdienlich 
erscheinenden Maßnahmen in die Wege zu leiten und geeigneten­
falls durch persönliche Ermittlungen zu unterstützen. Tie Orts­
polizeibehörden sind verpflichtet, die ihnen zugehenden Nach­
richten über Jmpfschädigungen unverzüglich dem Gesundheitsamt 
mitzuteilen. Ergibt sich die Unrichtigkeit verbreiteter Nachrichten 
über Jmpfschädigungen, so hat das Gesundheitsamt erforder­
lichenfalls eine öffentliche Richtigstellung zu veranlassen und 
irrtümliche Ausfassungen in der Bevölkerung zu beseitigen. 

Impsbericht.
8 43. Aus den Berichten der Jmpfärzte und den Impslisten hat 
das Gesundheitsamt einen Hauptimpsbericht zusammen-
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zustellen und der Aufsichtsbehörde bis zum 1. März des folgenden 
Jahres einzureichen.

Abschnitt XII.

Gewerdehhgiene.
Mitwirkung bei der Konzessionierung gewerblicher 

Anlagen.

§ 44. (1) Das Gesundheitsamt hat die ihm von den zuständigen 
Behörden mitzuteilenden Vorlagen über die Genehmigung zur 
Errichtung, Verlegung oder Veränderung von gewerblichen, 
nach den $$ 16, 25 der Gewerbeordnung erlaubnispflichtigen 
Anlagen einer sorgfältigen Prüfung und Begutachtung zu unter- 
ziehen. Aufgabe dieser Prüfung ist es, rechtzeitig diejenigen 
Mängel und Fehler festzustellen, die in der Folge zu gesundheit­
lichen Mißständen und Schädigungen für die Arbeiter, An­
wohner und die Bevöllerung überhaupt führen können, und 
deren spätere Beseitigung vielfach mit Schwierigkeiten und kost­
spieligen Aufwendungen verknüpft ist. Die Prüfung hat unter 
Beachtung der hierüber erlassenen Vorschriften zu erfolgen und 
ist nach Möglichkeit zu beschleunigen.

(2) Wird bei der Veränderung bestehender Anlagen der An­
trag gestellt, von der öffentlichen Bekanntmachung Abstand zu 
nehmen, so hat sich auch der Amtsarzt über die Zulässigkeit zu 
äußern. Er wird in der Regel den Antrag befürworten, wenn es 
sich um eine unzweifelhafte Verbesserung handelt oder die Un­
schädlichkeit der beabsichtigten Veränderung klar zutage liegt. 
Eine Befürwortung ist auch dann zulässig, wenn neue oder 
größere Nachteile, Gefahren oder Belästigungen, als mit der 
vorhandenen Anlage verbunden sind, durch die beabsichtigte 
Veränderung nicht herbeigeführt werden können. In allen 
Füllen, in denen das Gesundheitsamt nicht allein imstande ist, 
die ihm mitgeteilten Vorlagen ärztlich abschließend zu beurteilen, 
hat es sie dem zuständigen Gewerbemedizinalrat (Landes­
gewerbearzt) vorzulegen.



4. Dritte Durchführungsverordnung zum Gesetz usw. 43

Mitwirkung bei der Gewerbeaufsicht. 

§ 45. (1) Das Gesundheitsamt muß auch den bestehenden Ge­
werbebetrieben seines Bezirks, welche die öffentliche Gesundheit 
oder die der beschäftigten Arbeiter zu schädigen geeignet sind, 
oder die durch ihre festen und flüssigen Abgänge eine Ver­
unreinigung der öffentlichen Wasserläufe und des Untergrundes 
befürchten lassen, seine Aufmerksamkeit zuwenden und auf die 
Beseitigung von gesundheitlichen Schädlichkeiten und Be­
lästigungen hinwirken. Es hat sich hierüber mit den zuständigen 
Behörden und Beamten, namentlich dem Gewerberat, Bergrat 
und Gewerbemedizinalrat (Landesgewerbearzt) in Verbindung 
zu halten, mit diesem gemeinsam nach Bedürfnis die Anlagen, 
insbesondere solche, deren Betrieb vorzugsweise Gesundheits- 
schädigungen im Gefolge hat (Spiegel-, Akkumulatoren-, Glüh­
lampen-, Bleifarben- und andere chemische Fabriken oder An­
lagen mit starker Staubentwicklung) zu besichtigen und darauf 
zu achten, daß den gesundheitlichen Anforderungen überall ge- 
bührend Rechnung getragen wird.

(2) Wird dem Gesundheitsamt bekannt, daß in gewerblichen 
Betrieben seines Bezirks die Gesundheit der Arbeiter gefährdet 
erscheint, so hat es außer dem Gewerberat (Bergrat) den zu­
ständigen Gewerbemedizinalrat (Landesgewerbearzt) hiervon 
zu benachrichtigen. Dieser soll das Gesundheitsamt bei den 
weiteren Ermittlungen möglichst beteiligen.

(3) Auch die mit einzelnen Zweigen der Hausindustrie sowie 
der landwirtschaftlichen Betriebe verbundenen gesundheitlichen 
Schädlichkeiten soll das Gesundheitsamt beachten und ent- 
sprechende Abhtlsemaßnahmen anregen.

Gesundheitliche Beobachtung staatlicher Betriebe. 

§ 46. Das Gesundheitsamt hat die in seinem Bezirke gelegenen, 
unter die Vorschriften der Reichsgewerbeordnung oder der Berg­
gesetze fallenden Staatsbetriebe in gleicher Weise wie die pri­
vaten Betriebe gesundheitlich zu beobachten. Bei Betrieben, die 
der Aufsicht des Oberbergamts unterstellt sind, ist eine Anzeige
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über die Sachlage auch dem zuständigen Oberbergamt zu er­
statten.

Abschnitt XIII. 

Kraskeuanstatte« «sw. 
Beaufsichtigung der Kranken- usw. Anstalten.

8 47. (1)Die nichtstaatlichen Anstalten zur Behandlung oder 
Pflege von Kranken, Siechen oder Krüppeln sowie die Ein­
richtungen zur ersten Hilfe hat das Gesundheitsamt in gesund­
heitspolizeilicher Hinsicht zu überwachen. Ter Amtsarzt hat 
diese Anstalten mindestens jährlich einmal abwechselnd im 
Sommer und Winter unter Zuziehung des leitenden Arztes 
und eines Vertreters der Krankenhausverwaltung (Vorstandes, 
Kuratoriums usw.) eingehend zu besichtigen. Ter Arzt und die 
Krankenhausverwaltung sind erst kurz vor der Besichtigung zu 
benachrichtigen.

(2) Bei der Beaufsichtigung hat der Amtsarzt festzustellen, ob 
jedes Haus seine besondere Aufgabe erfüllt, die Vorschriften über 
Anstellung von Ärzten und Medizinalpraktikanten eingehalten 
werden, die Krankengeschichten ordnungsmäßig geführt und aus­
bewahrt und die Bestimmungen über die Beschäftigung des 
Pflegepersonals beachtet sind.

(3) Tie Vorbereitungen für die Erste Hilfe und des Luft­
schutzes, die Einrichtung der Entbindungs-, Operations- und 
Röntgenabteilung, die Unterbringung von Kindern, die Ab­
sonderung von Personen, die an übertragbaren Krankheiten 
leiden, der Krankenhausapothekenbetrieb, die Einrichtung der 
Laboratorien, die Entkeimungsanlage, auch das Leichenhaus 
und die Einrichtung für Leichenöffnungen sind eingehend nach­
zuprüfen.

(4) In allen Anstalten sollen, abgesehen von den Kranken­
pflege-Schülerinnen und dem männlichen Hilfspersonal, mög­
lichst nur staatlich anerkannte Schwestern in der Krankenpflege 
tätig sein. Ihre Unterbringung, Dienst- und Freizeiteinteilung 
muß billigen Anforderungen genügen. Die Zahl der angestellten 
Schwestern ist daraufhin zu prüfen, ob sie in einem angemessenen
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Verhältnis zu der durchschnittlichen Belegungszahl steht. Be­
findet sich in einer Anstalt eine Schule für Kranken- oder Säug- 
lingspslegerinnen oder -schwestern, so hat der Amtsarzt darauf 
zu achten, daß die Ausbildung der Schülerinnen den Vorschriften 
entspricht und nicht unter einer zu starken Ausdehnung ihrer 
praktischen Arbeit leidet. Wo Mißstände sestgestellt werden, ist 
zunächst aus eine Belehrung der Krankenhausleiter und »Vor­
stände Bedacht zu nehmen und auf möglichst baldige Herstellung 
geordneter Zustände hinzuwirken.

(5) Die Ausübung einer Aussicht über die staatlichen Anstalten 
durch das Gesundheitsamt hat nur auf Anweisung stattzufinden. 
Zur Feststellung übertragbarer Krankheiten oder zur Durch­
führung sonstiger Dienstaufgaben sind der Amtsarzt und sein 
Stellvertreter zum Betreten sämtlicher Anstalten ohne weiteres 
befugt.

(6) Soweit eine Krankenhausfürsorge nötig ist, soll sie vom 
Gesundheitsamt und dem Krankenhaus möglichst im Rahmen 
der Familienfürsorge gefördert werden.

(7) Für den Fall des Eintritts von Massenunglücksfällen, 
Krieg oder ausgedehnter Leuchengefahr hat es geeignete Ge­
bäude als Behelfskrankenhäuser in Aussicht zu nehmen und für 
die notwendigen Einrichtungen einen jederzeit ausführbaren 
Plan auszustellen.

(8) Die Besichtigung der Arbeitsdienstlager erfolgt nach be­
sonderer Anweisung.

Krankensürsorge auf Handelsschiffen. 
§ 48. Das Gesundheitsamt hat den Reedern den Arzt und den 
Apotheker zu bezeichnen, denen die Prüfung der Ausrüstung der 
Handelsschiffe mit Arznei- und anderen Hilfsmitteln sowie mit 
Lebensmitteln zur Krankenpflege übertragen werden soll (§ 15 
der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 3. Juli 1905 — 
Reichsgesetzbl. S. 568),*) und sich die Bescheinigungen über den 
Befund (Absätze 2 und 3) daselbst vorlegen zu lassen.

x) Hier nicht abgedruckt.


